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In eigener Sache! 


Liebe Kameradinnen und Kameraden, Freunde und Förderer nationaler Politik! 


Endlich liegt sie nun vor, die neue Ausgabe des „Lübschen Aufklärers“. Nach all’ 
der Hatz, der wir als Deutsche in den letzten Wochen durch krankhafte Deutsche ım 
so genannten Sommerloch ausgesetzt waren sowie den damit verbundenen Konto- 
kündigungen von nationalen Organisationen, von der auch das Bündnis RECHTS 
nicht verschont blieb, wurde unsere Arbeit dermaßen behindert und eingeschränkt, 
daß es uns nicht möglich war, die Ausgabe schon im September fertigzustellen. 


Trotz alledem, im Kampf gegen die Unterdrückung haben wir uns wehrhaft gezeigt. 
Unseren politischen Gegnern werden wir auch weiterhin die Stirn bieten, wenn sie 
glauben, uns ausschalten zu müssen. Man kann unsere Arbeit vielleicht behindern, 
aber nicht verhindern. 


In diesem Sinne bedanken wir uns für Euer Verständnis, daß diese fünfte Ausgabe 
etwas verspätet erscheint. 


Und nun viel Spaß beim Lesen, Eure Redaktion! 


Redaktion: Dieter Kern, Postfach 10 81 09, 23530 Lübeck 
Telefon: 0451 — 621240, Fax: 0451 — 621235 
Redaktionelle Mitarbeiter: Thekla Kosche , Thorsten Thomsen , 
Dennis Entenmann 


Verleger: Bündnis Rechts, Postfach 12 22, 23502 Lübeck 

Druck: Eigendruck im Selbstverlag 

oma verantwortlich: Dieter Kern, Postfach 10 81 09, 23530 Lübeck 
rscheinungsweise: Vorerst alle zwei Monate geplant, abgesehen von 


evtl. Sonderausgaben aus aktuellen Anlässen. 


Wichtiger Hinweis: Der „Lübsche Aufklärer“ ist eine Zeitschrift an Mitglie- 
der des Bündnis Rechts und weitere Sympathisanten. Der „Lübsche Aufklä- 
rer“ dient unter anderem zur Kontaktpflege von Mitgliedern, Freunden und 
Förderern. Der Verkaufspreis beträgt ohne Porto 3,00 DM und dient ledig- 
lich zur Deckung der Hersteliungskosten: Alte Mitarbeit erfolgt ehrenamt- 


lich. Anzeigen werden kostenlos veröffentlicht, allerdings würden wir 
uns über eine freiwillige Spende dafür freuen. 


Diese Ausgabe wurde juristisch geprüft und als nicht strafbar eingestuft. 
Wir rufen weder zur Gewalt noch zu Rassenhaß auf. 
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„Es gibt ein Prinzip, daß als Schranke gegen jede Information 
dient, als Beweis gegen jedes Argument und 
das niemals fehlschlagen kann, den Menschen in immerwäh- 
render Unwissenheit zu halten.“ 
Dieses Prinzip heißt: 


>> Verurteilung vor der Untersuchung << 
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Dichter und Denker / Schauspieler und Künstler: 


Hoffmann von Fallersleben 


Hoffmann von Fallersleben 
(Bildnachweis: Postkarte Nr. 12 der Hoff- 


mann — von — Fallersleben - Gesellschaft) 


Der große deutsche Dichter August 
Heinrich Hoffmann wurde am 2. April 
1798 als Sohn des Kaufmanns und 
Bürgermeisters Heinrich Wilhelm Hoff- 
mann in Fallersleben, nahe der heuti- 
gen Stadt Wolfsburg, geboren. Im An- 
schluß an die Bürgerschule in Fallers- 
leben besuchte Hoffmann von Fallers- 
leben von 1812 bis 1814 das Pädago- 
gium in Helmstedt. In dieser Zeit 
schrieb er seine ersten Gedichte. Im 
April 1814 reiste er nach Braunschweig 
und besuchte dort zwei Jahre das Ca- 
tharineum. Nachdem er im Frühling 


1816 die Uhniversitätsreife erlangte, 
ging er zur Landesuniversität nach 
Göttingen und studierte Theologie, 
später klassische Philologie. Angeregt 
von den Brüdern Grimm wandte sich 
Hoffmann von Fallersleben der deut- 
schen Sprache und Literatur zu. Von 
Mai 1819 bis April 1821 studierte er an 
der Friedrich-Wilhelm-Universität in 
Bonn Germanistik. 


1821 unternahm Hoffmann von 
Fallersleben erste Studienreisen nach 
Flandern und in die Niederlande und 
beschäftigte sich mit dem Lebens- und 
Daseinskampf der Flamen. Gegen En- 
de 1821 weilte er in Berlin und traf dort, 
im Hause von Freunden, auf bekannte 
Männer und Frauen wie: Gneisenau, 
Clausewitz, Hegel, Savigny, Achim und 
Bettina von Arnim, C. Brentano sowie 
Chamisso und Eichendorf. Ab März 
1823 war Hoffmann von Fallersleben 
zunächst als Bibliothekar, ab 1830 als 
außerordentlicher und ab 1835 als or- 
dentlicher Professor für deutsche 
Sprache und Literatur an der Universi- 
tät in Breslau tätig. Am 26. September 
1837 entdeckte er in Valenciennes das 
Ludwigslied. 1840/41 erschienen seine 
„Unpolitischen Lieder“, mit denen er 
fürstliche Willkür, Unfreiheit und Be- 
hördenhochmut anprangerte. Wie viele 
Deutsche spürte er die Sehnsucht nach 
einem geeinten Vaterland in sich und 
brachte dies auch in seinen Liedern 
und Gedichten zum Ausdruck. Der Pa- 
triot und Dichter des Volkes wurde bald 
zu einem der meist gejagten politisch 
Verfolgten. 
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Treue Liebe bis zum Grabe, schwör’ ich dir mit Herz und Hand: 
Was ich bin und was ich habe, dank’ ich dir, mein Vaterland. 
Nicht in Worten nur in Liedern, ist mein Herz zum Dank bereit; 
Mit der Tat will ich's erwidern, dir in Not, in Kampf und Streit. 

In der Freude wie im Leide, ruf ich’s Freund’ und Feinden zu: 
Ewig sind vereint wir beide, und mein Trost, mein Glück bist du. 
Treue Liebe bis zum Grabe, schwör’ ich dir mit Herz und Hand: 
Was ich bin und was ich habe, dank’ ich dir, mein Vaterland. 


Frühlingswunsch. 


Wenn jetzt in diesen langen Tagen, die Blumen wieder blühn, 

Wenn jetzt die Nachtigallen schlagen, im frischen Waldesgrün; 
Wenn bei dem Klange der Schalmeien, die Kinder groß und klein, 
Hier in den Dörfern, dort im Freien, sich froh zum Tanze reihn - 
Dann mahnen Tänze, Klang’ und Lieder, an dich, o Heimat, mich: 
Wann preis’ ich dich doch glücklich wieder, wann bist du frei wie ich? 


Quelle: Hoffmann von Fallersleben - „Unpolitische Lieder“. Faksimile-Druck nach 
den Ausgaben von 1840-1842. Herausgegeben von der Hoffmann-von-Fallers- 


leben-Gesellschaft, ISBN 3-925731-03-5. 


Am 26. August 1841 dichtete Hoffmann 
von Fallersleben auf der Insel Helgo- 
land, die damals englisches Hoheits- 
gebiet war, das „Lied der Deutschen“, 
unsere heutige Nationalhymne. Er 
dachte dabei an nichts anderes als ein 
endlich in Freiheit geeintes Vaterland: 
„Von der Maas bis an die Memel, 
von der Etsch bis an den Belt. 
Deutschland, Deutschland über al- 
les, über alles in der Welt“. 


1842 gab Hoffmann von Fallersieben 
mit E. Richter „Schlesische Volkslieder, 
heraus, eine der ersten deutschen 
Sammlungen mit den aus dem Volks- 
mund geschöpften Melodien. Aufgrund 
seiner nationalen Gesinnung und sei- 
ner „Unpolitischen Lieder“, setzte ihn 
die preußische Regierung am 4. De- 
zember 1842 als Professor ohne Pen- 
sion ab und verwies ihn später des 


Landes. Am 25. Februar 1843 verließ 
Hoffmann von Fallersieben Breslau 
und führte von da an ein unruhiges 
Wanderleben. Am 28. Oktober 1849 
heiratete er seine Nichte Ida zum Ber- 
ge in der Martinikirche zu Braun- 
schweig. Nach Wanderjahren ließ er 
sich in Weimar nieder und gab von 
1854 bis 1857 mit ©. Schade das 
„Weimarische Jahrbuch für deutsche 
Sprache, Literatur und Kunst“ heraus. 
1855 wurde sein einziger Sohn Franz 
Friedrich geboren, der ein bedeutender 
Landschaftsmaler wurde. Seit dem 25. 
April 1860 war er beim Herzog von Ra- 
tibor, Fürst zu Corvey als Schloßbi- 
bliothekar in Corvey bei Höxter tätig. 
Am 19. Januar 1874 verstarb der große 
deutsche Dichter August Heinrich 
Hoffmann von Fallersleben und wurde 
auf dem Schloßfriedhof in Corvey bei- 
gesetzt. 
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Nicht nur durch sein „Lied der Deut- 
schen“ wurde Hoffmann von Fallers- 
leben unsterblich, neben seinen „Un- 
politischen Liedern“ hatte er viele 
Volks- und Kinderlieder geschrieben. 
Nur wenige wissen heute, daß Lieder 
wie „Ein Männlein steht im Walde“, 
„Alle Vögel sind schon da“, „Winter 
ade“, „Summ, summ, summ, Bienchen 
summ herum“, „Kuckuck, Kuckuck 
ruft's aus dem Wald“, „Abend wird es 
wieder“ von Hoffmann von Fallersleben 
gedichtet wurden. Insgesamt schuf er 
einige tausend Lieder, unter ihnen et- 
wa 550 Kinderlieder. Es zeichneten ihn 
stets Volksnähe und Naturverbunden- 
heit aus, was sich auch in seinen Lie- 
dern wiederspiegelte. Trotz der jahre- 
langen Verfolgung blieb er ungebro- 
chen und bewahrte Würde und Hal- 
tung. 


Was einst den großen deutschen 
Dichter beseelte, wofür Millionen unse- 
res Volkes gelitten und gestritten hat- 
ten, soll auch unsere Losung sein: 


„Einigkeit und Recht und Freiheit, 
für das deutsche Vaterland. Danach 
laßt uns alle streben, brüderlich mit 
Herz und Hand.“ 


1937 wurde die Hoffmann-von- 
Fallersleben-Gesellschaft gegründet, 
die es sich zur Aufgabe gemacht hat, 
die Erinnerung an den Dichter wach- 
zuhalten und sein Werk zu bewahren. 


Eine Ausstellung über den großen 
deutschen Dichter ist im Hoffmann- 
von-Fallersleben-Museum, Schloß 
Fallersleben in 38442 Wolfsburg zu 
besichtigen (Ruf 05362 — 52623, Fax 
05362 — 665981). Dort kann auch eine 
Liste mit Büchern über ihn angefordert 
werden. 


Quelle: Hoffmann: von Fallersleben - 
Ein Männlein steht im Walde, Band |, 
Elster-Verlag Otto Sroka, Wolfsburg. 
Brockhaus, 17. Auflage, 8. Band, 1969, 
Wiesbaden. Meyers Lexikon, 8. Aufla- 
ge, 5. Band, 1938, Leipzig. U 


Es kommt der Tag der Rache, fürwahr er kommt einmal. 
Für die gerechte Sache, für unsere Not und Qual. 

Dann gibt der Wahrheit Kunde, wer für und mit uns war, 

und alle Lumpenhunde die werden offenbar. 

Dann haben wir gelitten umsonst für Freiheit nicht, 

und nicht umsonst gestritten den Kampf für Recht und Licht. 


Es kommt der Tag der Rache, fürwahr er kommt einmal. 
Für die gerechte Sache, für unsere Not und Qual. 


Hoffmann von Fallersleben 9. Dezember 1843 


Quelle: Hoffmann von Fallersleben - Gesammelte Werke. Herausgegeben von 
Dr. Heinrich Gerstenberg, Berlin 1891. 
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Der Volkssänger Frank Rennicke im Gespräch: 


Lübscher Aufklärer: Lieber Frank, da 
Du mit Deinen Liedern Werte vermit- 
telst, immer mehr Menschen begei- 
sterst und Dich nicht dem Unrecht 
beugst, bist Du einer immer größer 
werdenden Verfolgung ausgesetzt. 
Den meisten Lesern werden die MaR- 
nahmen gegen Dich, wegen des 
HEIMATVERTRIEBENEN -— LIEDES, 
bekannt sein. Kannst Du noch einmal 
darauf eingehen. Wie ist der derzeitige 
Stand der Ermittlungen? 


Frank Rennicke: Am 20. Juli 1999 
fielen bei mir 15 Polizisten ein und 
durchsuchten neben meiner Wohnung, 
auch die Wohnungen meiner Ver- 
wandten. Zeitgleich wurden noch wei- 
tere 13 Objekte „untersucht“ - insge- 
samt waren gut 100 Beamte bei dieser 
generalstabsmäßig geplanten Aktion 
tätig. Der Vorwurf, der mir und meinen 
Verwandten gemacht wurde (gibt es 
wieder Sippenhaft im Staate?) war, ich 
hätte durch das HEIMATVERTRIE- 


BENENLIED angeblich Volksverhet- 
zung betrieben. Weitere Zwangsmaß- 
nahmen erfolgten. Stand der Dinge ist 
derzeit: Ein nationaler Vertrieb hatte, 
wegen Verbreitung des besagten Lie- 
des, inzwischen einen Prozeß - in die- 
sem wurde das Verfahren aber einge- 
stellt! Das hinderte die Staatsanwalt- 
schaft Stuttgart aber nicht, eine 
20seitige Anklageschrift zu „modifizie- 
ren“ und gegen meine Frau und mich 
Anklage zu erheben. Der Vorwurf in 
Kurzform: Wer die multikulturelle Ge- 
sellschaft ablehnt, macht sich nach An- 
sicht der StA Stuttgart (und besonders 
des Staatsanwaltes Wolfgang Mertig 
aus Kornwestheim) des $ 130 StGB 
schuldig. Zur Kenntnis: Das Lied ist zu 
einem Zeitpunkt entstanden, da ich 
meine Frau nicht einmal kannte - trotz- 
dem wird meine Frau in das Verfahren 
hineingezogen, um meine Familie und 
meine Existenz zu gefährden und letzt- 
lich zu zerstören. Wichtig dabei: Wenn 
das Kritisieren der Multi — Kulti — Ge- 
sellschaft bereits strafbar sein soll, ist 
es letztlich nicht mehr möglich, sich zu 
Ausländern oder Fremdem zu äußern. 
Daher ist dieser Prozeß, der am 22. 
November beginnen wird, auch für alle 
mündigen Menschen ein Thema. Soll- 
ten meine Frau und ich über alle In- 
stanzen verlieren, werde ich 1. meine 
musikalische Tätigkeit verboten be- 
kommen, 2. meine Frau und Familie 
wird in „Sippenhaft“ kriminalisiert, 3. 
man wird weitere Anklagen wegen an- 
derer Lieder ähnlich nicht nachvoll- 
ziehbar schaffen, 4. niemand in der 
BRD darf sich künftig zum Tabuthema 
Multi — Kulti äußern, ohne juristisch 
verfolgt zu werden und 5. wird man uns 


DR. 5 / OKT. 2000 LÄBSCHER AUFKLÄRER seite 8 


empfindlich unser Privatvermögen be- 
schlagnahmen, da man bereits im Pro- 
zeßvorfeld über DM 70.000,- „arrestie- 
re“, die dann dem BRD-Staat zufallen. 
Nach der Verfolgung kommt die Krimi- 
nalisierung, nach dieser die existenzi- 
elle und finanzielle Vernichtung! 


Lübscher Aufklärer: Die Hetze in den 
Medien und der Politiker gegen alles 
nationale nimmt immer schärfere For- 
men an. Der Staat fordert die Bürger 
auf, wachsam zu sein und “Gesicht zu 
zeigen”. Sie heucheln Toleranz und 
fordern “Null Toleranz gegen Nazis”. 
Gewalttäter werden regelrecht ermun- 
tert, gegen “Rechts” vorzugehen und 
“Zivilcourage” zu zeigen. Ist dies ein 
Zeichen dafür, daß die Herrschenden 
unsicher sind und um ihren Machterhalt 
fürchten? Was, meinst Du, wird uns 
nationalen und systemkritischen Deut- 
schen in Zukunft noch alles erwarten? 


Frank Rennicke: Die Progromstim- 
mung gegen alles Nationale und die 
deutlichen Worte gewisser „Scheinde- 
mokraten“ lassen schlimmste Befürch- 
tungen zu. Wenn der Bundeskanzler 
Schröder äußerte, man solle „gegen 
Rechts mit allen Mitteln“ vorgehen, so 
wird hierdurch eine Pogromstimmung 
geschürt, die womöglich Auslöser für 
den Mordanschlag auf den NPD - 
Landtagswahlkandidaten in Göppingen 
war! Ich rate allen nationalen Men- 
schen in der BRD, sich auf faschisti- 
sche Methoden (ich meine den Fa- 
schismus so, wie er uns als Unterdrük- 
kungssystem in der Schule gelehrt 
wurde) durch BRD-,Gutmenschen“ 
einzustellen. Da es Öffentlich bejubelt 
wird, wenn man nationalen Deutschen 
die Arbeitsplätze nimmt, Bankkonten 


kündigt, Versammlungen stürmt, — 
letztlich für vogelgfrei erklärt - und nie- 
mand öffentlich gegen die Einführung 
einer Diktatur der „Demokraten“ Stel- 
lung bezieht, werden wir unseren „Bür- 
gerkrieg“ in unsere Häuser und an die 
Wiegen unserer Kinder bekommen. Es 
ist auch hier nur noch ein kurzer 
Schritt, wann Nationale den „Braunen 
Stern“ tragen müssen und wir in La- 
gern zusammengepfercht werden. 
Jetzt zeigt sich, wer als Deutscher trotz 
allem sich zu Volk und Heimat bekennt 
und wer nur Maulheld war! Ich selber 
werde mich des Terrors nicht beugen - 
und ich wäre ein schlechter Vater von 
fünf Kindern, wenn ich hier nicht das 
täte, was meine Vaterpflicht von mir 
erwartet: Gegen das Unrecht rebellie- 
ren! 


Lübscher Aufklärer: Viele Deutsche 
sind unzufrieden und spüren, daß et- 
was nicht in Ordnung ist und wir einer 
ungewissen Zukunft entgegensteuern. 
Sie sehen jedoch nicht die Alternative 
zur derzeitigen Politik. Durch die Me- 
dienberichterstattung wird von den 
wahren Problemen abgelenkt. Siehst 
Du Möglichkeiten, unser Anliegen sinn- 
voll an die Öffentlichkeit zu tragen und 
unser Volk wachzurütteln? 


Frank Rennicke: Unsere Mittel sind 
begrenzt und wir Nationalen werden in 
den Systemmedien, die gleichge- 
schaltet über uns immer negativ be- 
richtet haben und auch künftig verlo- 
gen berichten werden, nicht sachlich 
wiedergegeben oder dargestellt: Wir 
sind in Funk und Fernsehen und den 
Presseorganen der BRD immer nur 
Vollidioten, hirnlose Säufer, Totschlä- 
ger, Gewaltprediger und Abgedrehte! 
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Die Wirklichkeit wird NIE gezeigt. Da- 
her werden selbst gutwillige Deutsche 
uns zum Feind gemacht. Eine ge- 
schickte Propaganda wird sich auch 
künftig immer gegen uns richten. Um 
so wichtiger ist das anständige und 
richtige Auftreten eines jeden einzel- 
nen von uns. Meine Nachbarn glauben 
doch auch nicht alle Lügen über uns 
„Rechte“, da sie meine Familie und 
mich kennen. Jeder von uns kann be- 
weisen, daß wir anders sind, als die 
Lügenmedien über uns berichten. Und 
da diese Demokratie täglich durch die 
Regierenden zerstört wird, unser Volk 
täglich mehr zur Kasse gebeten wird 
und eine gewisse Unruhe ja im Volke 
spürbar ist, kann ein Wandel über 
Nacht kommen. Wir Nationalen müs- 
sen nur überleben und darauf vorbe- 
reitet sein. Ich für meinen Teil werde 
die Stunde der Veränderung nutzen! 


Lübscher Aufklärer: Einige “Nationa- 
le” meinen, daß unser deutsches Volk 
durch Wahlkämpfe und parlamentari- 
sche Arbeit zu retten sei. Sie grenzen 
sich gegenüber anderen nationalen 
und systemkritischen Kräften ab und 
biedern sich dem System an in dem 
Glauben, weniger verfolgt zu werden. 
Wie denkst Du darüber? 


Frank Rennicke: Wahlkämpfe und po- 
litische Arbeit ist eine Möglichkeit, sich 
öffentlich zu etwas zu bekennen und 
einzusetzen und deswegen auch rich- 
tig. Ob die Ausgrenzungspolitik der 
REP unter Dr. Schlierer gegen andere 
Nationale und die Anbiederung an die 
„etablierten Parteien“ wie SPD und 
CDU aber sinnvoll ist, kann der selbst- 
denkende Betrachter doch selbst be- 
antworten: Trotz Schlierers „Kreidefres- 


Lübscher Aufklärer: Zu allen Zeiten 


sens“ wird den Republikanern doch 
auch die Bankkonten aus politischen 
Gründen gekündigt und politisch Aktive 
in den REP beruflich fertiggemacht. 
Uns Nationale (und es ist egal, ob wie 
DVU, REP, NPD oder Freie Kräfte 
sind) grenzt man aus, kriminalisiert 
man und will man seitens der Regie- 
renden weg haben. 


DIE PRESSE uw 
DAS FERNSEHEN 
LUGEN 


E 


gab es in der Geschichte unseres Vol- 
kes Höhen und Tiefen. Zukunft und 
Grundlagen unseres Volkes waren je- 
doch noch nie so bedroht wie derzeit. 
Was siehst Du als das Hauptproblem 
an? Wie können wir dem derzeitigen 
Niedergang entgegenwirken? 


Frank Rennicke: Wenn die Feinde der 
Völker Ihr Ziel erreichen, wird dieser 
Planet ein toter Stern werden - ohne 
Werte, ohne Vertrauen, ohne Anstand 
und ohne Zukunft! Es geht nicht nur 
um unser deutsches Volk und es geht 
auch nicht nur um die Grundrechte na- 
tionaler Deutscher. Das Ziel ist der 
Einheitsmensch und unsere Feinde 
setzen alles daran, jede Opposition, 
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die ihnen im Wege ist, unbarmherzig 
auszumerzen. Heute werden wir 
„Rechten“ plattgemacht, morgen der 
„inke* Gegner der „Globalplayers“, 
übermorgen der Ökobauer usw.! Poli- 
tisch haben die Herrscher ihre Gegner 
erkannt - und daher auch zur Jagd auf 
uns aufgerufen. Jeder von uns sollte 
daher wissen, um was es geht - leider 
sind sehr viele eher auf der „Ich will 
Spaß“-Welle. Im Sturm werden diese 
Kameraden keine Hilfe sein. Es wird 
sich alles wandeln und wir werden in 
Deutschland einen von den etablierten 
Kräften verursachten Bürgerkrieg be- 
kommen - so zumindest lauten die Zu- 
kunftsaussagen von Fachleuten. Denn 
dort, wo man das freie Wort verhindert, 
ist man nicht weit davon entfernt, was 
man zu verhindern vorgibt. Mir war der 
Wille nach Freiheit noch nie so fühlbar, 
mein Ekel gegen die Heuchelei durch 
die Lügner im Staate noch nie so aus- 
geprägt, die Freiheit jedes einzelnen 
noch nie so wichtig, wie heute in der 
Zeit der Unfreiheit und der Pogromhet- 
ze gegen uns. Als ich diese Tage den 
Film DER PATRIOT mit Mel Gibson mit 
meinen Freunden und Verwandten 
sah, konnte ich die Gefühle des 
Hauptdarstellers vollkommen auf mei- 
ne eigene Lage übertragen: Ein Vater 
will aus Sorge um seine Kinder nicht in 
einen Krieg hineingezogen werden - 
der Krieg aber kommt direkt in sein 
Haus und er wird zum Kampf gezwun- 


Wenn Freiheit etwas bedeutet, dann das Recht, 
anderen Leuten etwas zu sagen, 
was sie nicht hören wollen. 


gen. Ehrlich: Geht es uns nicht genau- 
so? Wenn ich abends meine Kinder 
friedlich in ihren Betten ruhen sehe und 
dann an die alltägliche Verfolgung 
denke, wie linke Terroristen meine 
Kameraden und mich verletzten, wie 
schmierige Presselügner in den Medi- 
en bewußt die Unwahrheit verbreiten 
und wie herrschende Polit-Clowns zu „ 
mehr Demokratie“ aufrufen - dann wird 
in mir ein unzerstörbarer Wille zu Volk 
und Heimat, zu Gerechtigkeit und An- 
stand, zu Kameradschaft und Freund- 
schaft wach - und eine Bereitschaft, 
dieses Land nicht seinen Feinden zu 
überlassen! Möge jeder über unsere 
Lage nachdenken, sich schulen, sei- 
nen Körper stählen, seine Fähigkeiten 
nutzen und einen langen Atem haben - 
denn der Krieg wird durch unsere 
Feinde in unsere Wohnungen getra- 
gen. Aber wie sagte es Emst von 
Dombrowski: 

Wir müssen das verteidigen, was 
uns lieb und heilig ist - auch wenn 
unsere Feinde stark und unsere 
Schwerter aus Holz sind! 


Lübscher Aufklärer: Wir danken Dir 
für dieses Gespräch und wünschen Dir 
und Deiner Familie alles Gute und 
Durchhaltevermögen in dieser schwie- 
rigen Zeit. 


Mehr über Frank Rennicke im Weltnetz: 
www.frank-rennicke.de O 


George Omell 
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Nationalpolitische Organisationen: 


Gemeinschaft Deutscher Osten (GDO) 
Stantstragender Zusammenschlug Volfs- und reichstreuer Deutscher 


Öffentlichrechtliche Körperschaft gemäß Artikel 11 der Notverfassung (NHDO) des 
1981 gegründeten Bundesstaates im VBertriebenenland (Erilßtaates) Bereinigte 
Zänder des Deutschen Ostens im Deutschen Reich (BLDO) 


Was wir wollen: 


Die Friedliche Wiederherstellung der nach dem Selbstbestimmungsrecht der Völ- 
ker einschließlich Deutsch — Österreichs Ende 1918 gewollten und bestandenen 
GRENZEN sowie der 1945 völkerrechtswidrig entrissenen HANDLUNGS 
FÄHIGKEITdes DEUTSCHEN REICHES auf dem Boden seiner reichs- 
rechtlich fortgeltenden, aber ebenso änderungs- wie ergänzungsfähigen freiheit- 
ich - demokratischen Grundordnung, nämlich der Weimarer 
REICHSVERFASSUNG vom 11. August 1919, doch sicher nicht durch erwiese- 
nermaßen läuterungswillige Parlamente der volks- und reichsfeindlichen Kriegs- 
sieger — Protektoratsstaaten, sondern ausschließlich durch eine außerparlamenta- 
rische Massenbewegung des deutschen Volkes! 


Zur Einstimmung hierauf ist die zunehmende Nutzung des in der reichsfeindlichen 
BRD nicht bestehnden Wahl — Zwanges geboten, und das heißt: 


Anhaltende Wahl — Verweigerung ! 


Gemeinschaft Deutscher Osten, Sterngasse 1 in D- 86150 Augsburg Fernspre- 
cher (0821) Q 3 31 04 - Mobilfunk (0179) 2 12 79 41 — Telefax (0821) 3 31 04 
Internet www.Vido.net 


Bankverbindung: RA - Anderkonto 5450 66 - 808 bei der Volksbank München 
(Bankleitzahl 700 100 80) 


Jeder Deutsche erhält gegen Voraus eines Unkosten — Anteiles von 10,00 DM 
(BRD - Postausland 20,00 DM) an die GDO eine über 1400 g schwere Päckchen 
— Post mit der ausführlichen Unterrichtung über die rechtlichen und politischen 
Grundlagen des (ost-) deutschen Exilstaates, die VLDO (Vereinigte Ostdeutsche 
Länder), und dieses Staates Verfassungsorgane einschließlich seiner GDO (Ge- 
meinschaft Deutscher Osten) zugesandt. 
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Politische Justiz — die Krankheit unserer Zeit! 


Bitte helfen Sie uns, 
Sie helfen sich damit selbst! 


Als die Herrschenden Flugblätter, Zeitungen und 
Bücher verboten, indizierten und einstampften, 
schwiegen alle Nichtbetroffenen; 

sie waren ja schließlich keine Verleger. 

Als die Herrschenden sogar Musik und Lieder auf den 
Index setzten, schwiegen sie alle; 

sie waren ja schließlich keine Musiker. 

Als die Herrschenden Andersdenkende bestraften 
und einsperrten, Parteien, Verbände und 
Versammlungen verboten, schwiegen viele; 

sie waren ja nicht betroffen. 

Als sie schließlich Betroffene wurden, weil sie im 
Vertrauen auf ihr Grundrecht der freien 
Meinungsäußerung dazu ihre Meinung sagten, 

gab es keinen mehr, 

der protestieren und ihnen helfen konnte. 

Helfen Sie uns, den Rechtsstaat zu schützen und 
Politisch Verfolgten zu helfen, - 


Sie helfen sich damit selbst! 


Spendenkonto: 
DRsK e.V., Sparkasse Bochum (BLZ 430 500 01) Kto. 6 308 100 


DEUTSCHER RECHTSSCHUTZKREIS e.V. 
POSTFACH 400215, D - 44736 BOCHUM 
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Aktuelle Berichte: 


Medien- und Polithysterie „gegen rechts“: 
Der Schuß geht nach hinten los! 


Von Thorsten Thomsen 


Seit einiger Zeit ist Deutschland von 
einer scheinbar nicht enden wollenden 
Hysterie und Aufregung ergriffen. In 
unzähligen Kampagnen und Diffamie- 
rungsfeldzügen dreschen Massenme- 
dien und etablierte Politik auf alles ein, 
was sich auf der rechten Seite des po- 
litischen Spektrums bewegt oder als 
solches deklariert wird. Ein Hauptau- 
genmerk wird dabei auf das gelegt, 
was allgemein als „rechte Gewalt“ be- 
zeichnet wird. Es geht sogar so weit, 
daß „Rechtsextremisten“, also national 
eingestellte Bürgerinnen und Bürger, 
grundsätzlich mit Gewalt und Straftaten 
in einem Atemzug genannt werden. 
Dem „Bild‘-gebildeten und fern- 
seh(des)informierten Normalbürger 
wird somit geradezu eingehämmert, 
daß „rechts sein“ gewissermaßen 
schon ein Synonym für das Ausleben 
krimineller Energie darstellt. Kritiker 
von Überfremdungszuständen, NPD- 
Mitglieder, Leute, die sich im national- 
politischen Sinne äußern und sonstige 
Querdenker gelten somit per se als 
potentielle Gewalttäter und kriminelle 
Elemente, die es - konsequenterweise 
- auszuschalten gilt. Glücklicherweise 
machen die Erfinder dieser „Logik“ im- 
mer öfter die Rechnung ohne den Wirt. 


Vollkommen mißachtet wird bei der 
ganzen Geschichte die Tatsache, daß 
die meisten Menschen, die sich als 
Patrioten bezeichnen und für die natio- 
nale Sache einstehen, mit Gewalt und 
Kriminalität nichts am Hut haben. 


' NPD - Parteiprogrammes, 


Kaum einer kennt z.B. die Punkte des 
in denen 
davon gesprochen wird, die Polizei 
massiv aufzustocken und in ihrem 
Kampf gegen kriminelle Auswüchse zu 
unterstützen. Sicherheit durch Recht 
und Ordnung - das sind schon immer 
die Anliegen der nationalen Opposition 
gewesen und werden es auch weiter- 
hin sein. 


_ Bündnis Rechts 


_Regionalanschluß Bayern 


09323-870420 


Während in jeder deutschen Großstadt 
Gewalt und Kriminalität - ausgeübt von 
Ausländern, Drogensüchtigen und 
sonstigen Menschen, die mit national- 
gesinnten Bürgerinnen und Bürgern 
rein gar nichts zu tun haben - an der 
Tagesordnung sind, reiten bundes- 
deutsche Medien auf bedauerlichen 
und verabscheuungswürdigen Einzel- 
fällen herum, die in die „rechte Ecke“ 
gestellt und somit der Gesamtheit der 
nationalen Opposition angelastet wer- 
den. Sieht man sich die entsprechen- 
den Täter der letztgenannten Delikte 
genauer an, stellt man fest, daß diese 
mit anständigen, rechtstreuen und poli- 
tisch ernsthaften Streitern für die natio- 
nale Sache nichts gemein haben. 
Vielmehr handelt es sich dabei um Ir- 
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regeleitete einer immer volksferner, 
antideutscher und unsozialer werden- 
den Politik, die Arbeitslosigkeit produ- 
ziert, Massenzuwanderung geduldet 
und sinnentleerte Entfremdung von 
überkommenen Werten gefördert hat. 
Die Verfehlungen des BRD - Politesta- 
blishments werden immer deutlicher - 
und diejenigen, die schon vor Jahren 
vor derartigen Zuständen gewarmt ha- 
ben, nämlich die deutschen Patrioten, 
werden nun zu Sündenböcken ge- 
macht, kriminalisiert und diffamiert. 
Dies ist die traurige „Logik“ der soge- 
nannten Volksvertreter aus den Partei- 
en, die sich den Staat zur Beute und 
das Volk zu unmündigem Stimmvieh 
gemacht haben. 


In diesem Klima des Kampfes gegen 


alle, die für eine nationale Kehrtwende . 


stehen, läßt sich seitens der etablierten 
Machthaber und Meinungsmacher nun 
vortrefflich die Keule „gegen rechts“ 
schwingen - und dies in einem bisher 
nicht gekannten Ausmaße. Für die 
Schlapphüte aus Köln oder der ent- 
sprechenden Landesämter eröffnen 
sich extrem günstige Möglichkeiten, 
nationalgesinnte Menschen zu bespit- 
zeln und auszuhorchen. Verbotsdro- 
hungen und Verfolgungsmaßnahmen 
florieren. Immer neue Initiativen des 
organisierten Gutmenschentums grün- 
den sich. Die Deutschen werden ange- 


halten, jeden, der sich außerhalb des 
vom Establishments gesteckten Rah- 
mens bewegt, zu denunzieren und an- 
zuschwärzen. Das Medium Internet, 
bisher zensurfreie Zone, soll zukünftig 
denjenigen verschlossen bleiben, die 
sich dem antinationalen Mainstream 
widersetzen. 

Besonders drastisch gebärdet sich die 
Vorgehensweise gegen die National- 
demokratische Partei Deutschlands 
(NPD), die älteste und traditionsreich- 
ste nationale Partei Deutschlands, die 
sich seit 1964 an der politischen Wil- 
lensbildung in der BRD beteiligt. Wenn 
es nach Bayerns CSU - Innenminister, 
Bayerns CSU - Ministerpräsidenten 
Stoiber oder Niedersachsens SPD- 
„Landesvater“ Gabriel geht, dann soll 
die NPD von der Bildfläche verschwin- 
den, also verboten werden. Bewußt 
nimmt man hier die Partei des „rechten 
Lagers“ ins Visier, die pro — deutsche 
Politik am konsequentesten durchset- 
zen möchte, den meisten Zuspruch bei 
der Jugend hat und in der vergange- 
nen Zeit die meisten Aktivitäten entfal- 
tete, auch wenn dies bisher (noch) 
nicht in entsprechende parlamentari- 
sche Präsenz umgemünzt werden 
konnte. Wesentlicher Punkt der medi- 
engesteuerten Politkampagne gegen 
die Nationaldemokraten ist, daß diese 
immer wieder in Zusammenhang mit 
Straf- und Gewalttaten gebracht wer- 
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den. „Brauner Terror“, „rechte Gewalt“, 
„Ausländerhaß“ und NPD - das gehört 
für die Herrschenden anscheinend 
zwangsläufig zusammen, wenn man 
sich die einschlägigen Zeitungsartikel 
und Politikerkommentare anschaut. Die 
skandalumwitterten Altparteien - inklu- 
sive Bündnis 90/Die Grünen und PDS, 
die zur linkskriminellen Gewaltszene 
schon immer einen guten Draht hatten 
- sowie ihre willigen Helfer in den Re- 
daktionsstuben der BRD — Massenme- 
dien stilisieren die NPD und die ge- 
samte nationale Opposition zu einem 
Hort von Gewalt und Haß hoch. Dieje- 
nigen also, die das Grundgesetz sowie 
die Prinzipien von Demokratie, Rechts- 
staat und Meinungsfreiheit tagtäglich 
mit Füßen treten, deklarieren nationale 
Bürgerinnen und Bürger zu „Verfas- 
sungsfeinden“ und „aggressiven Be- 
kämpfern der freiheitlich — demokrati- 
schen Grundordnung“. Anscheinend 
kennt die Heuchelei und die immerfort 
grassierende Volksverdummung keine 
Grenze mehr in diesem Land. 


Nationales 
Info - Telefon 


Rheinland 
0211 - 610 83 04 


Betrachtet man sich vor diesem Hinter- 
grund andere Mitkonkurrenten der NPD 
im sogenannten „rechten Lager“, die 
vorgeben, ebenso für das Wohl des 
deutschen Volkes und die nationale 
Sache einzutreten, wird deutlich, daß 
Kameradschaftlichkeit und Solidarität 
auf der patriotischen Seite anschei- 
nend zu Fremdworten geworden sind. 
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Dr. Rolf Schlierer, Bundesvorsitzender 
der REPUBLIKANER (REP), schließt 
sich den Verbotsforderungen etablier- 
ter Politakteure an und distanziert sich 
noch vehementer als je zuvor von den 
Nationaldemokraten. Es ist geradezu 
offensichtlich, wie daraus die Hoffnung 
deutlich wird, bei einem NPD-Verbot 
von der dann entstehenden Lücke zu 
profitieren. Der REP — KV Göppingen 
geht sogar so weit und wettert auf sei- 
ner Netzseite (www.rep- 
goeppingen.de) in absoluter Schärfe 
gegen die NPD - unter dem Spruch 
„Nazis raus aus dem Internet“ und ei- 
nem bekannten Bild, das sie von einem 
PDS - Plakat geklaut haben! Auch die 
„Deutschland — Bewegung“ bzw. die 
„Deutsche Aufbau — Organisation“ des 


-Dr. Alfred Mechtersheimer zeigt wenig 


Willen zur Solidarität mit den verleum- 
deten Nationaldemokraten. Ein deutli- 
ches Nein zu einem eventuellen NPD- 
Verbot war bisher aus dieser Richtung 
nicht zu vernehmen, obwohl dies ein 
grober Verstoß gegen demokratische 
Prinzipien, welche die „Deutschland — 
Bewegung“ nach eigenem Bekunden 
wahren will, wäre. Mehr oder weniger 
bedeckt hält man sich bei der Wochen- 
zeitung „Junge Freiheit“ oder der Frei- 
heitlichen Deutschen Volkspartei 
(FDVP) von Claudia Wiechmann. Dem 
Autor dieser Zeilen wurde im „WWW- 
Board“ auf der FDVP - Internetseite 
(www.fdvp.de) jedoch wenigstens zu 
erkennen gegeben, daß man sich nicht 
an der Anti — Rechts — Hysterie beteili- 
ge und gegen jegliche Einschränkung 
der Meinungsfreiheit Einspruch erhebe. 
Auch wenn dies keine konkrete Solida- 
risierung mit der NPD bedeutet, so 
handelt es sich dabei wenigstens um 
eine eindeutige Stellungnahme contra 
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Denk- und Gesinnungsverbote. Die 
DVU des Dr. Gerhard Frey handhabt 
die Sache ähnlich wie Dr. Schlierer. Es 
wird darauf hingewiesen, daß die DVU 
„gegen Ausländerhaß“ und ‚für das 
Grundgesetz“ sei und sie dies angeb- 
lich von der NPD unterscheide. Ebenso 
wie bei den REP dürften dahinter Hoff- 
nungen stehen, die NPD im Falle eines 
Verbotes gewissermaßen zu beerben. 
Löbliche Ausnahme in dieser Hinsicht 
ist das Bündnis RECHTS (BR) von 
Dieter Kern mit Sitz in Lübeck. In einer 
Pressemitteilung wurde eindeutig ge- 
gen ein NPD-Verbot Stellung bezogen 
und zur Solidarität mit den Nationalde- 
mokraten aufgefordert. Insgesamt wird, 
wenn man sich das Stimmungsbild auf 
der rechten Seite des politischen 
Spektrums vor Augen führt, jedoch 
deutlich, daß man eher auf Distanz zu 
der am meisten verfemten Gruppe, 
welche die NPD zweifelsohne darstellt, 
geht oder sich in Schweigen hüllt, ob- 
wohl diejenigen, die heute noch mei- 
nen, von der Verbotskeule nicht be- 
troffen zu sein, morgen schon die 
nächsten sein könnten, die von dieser 
mit voller Wucht erwischt werden 


könnten. Wenn es um die Einschrän- 
kung der Persönlichkeitsrechte natio- 
naler Bürgerinnen und Bürger geht, so 
sitzen nämlich alle patriotischen For- 


Bündnis 


mationen ausnahmsweise mal in einem 
Boot. 

In der derzeitigen Situation, das hat der 
NPD - Parteivorstand richtig erkannt, 
ist es wichtig, möglichen Provokateu- 
ren keine Möglichkeit zu geben, ihr 
zersetzendes Spiel zu treiben. Den ty- 
pischen Scharfmachern und Heißspor- 
nen ist mit absoluter Vorsicht zu be- 
gegnen. Weiterhin müssen gewisse 
Prinzipien für jeden ehrlichmeinenden 
und anständigen Patrioten, egal ob in- 
nerhalb oder außerhalb der NPD, 
selbstverständlich sein: Gewaltfreiheit, 
Beharren auf Recht und Ordnung, Ge- 
setzestreue und Legalität! 

Die nationale Rechte steht derzeit un- 
ter heftigem Beschuß. Am heftigsten 
hat man sich auf die Nationaldemo- 
kraten eingeschossen. Diese könnten 
gestärkt aus der Angelegenheit her- 
vorgehen, wenn sie in der Lage wären, 
die größtenteils unhaltbaren Vorwürfe 
des Establishments zu widerlegen. Ein 
Verbot wird nicht kommen, wenn sie 
Achtsamkeit walten lassen und Provo- 
kateuren in ihren Reihen keinen Raum 
lassen. Letztendlich wird jedoch nur 
eine starke und einige nationale Oppo- 
sition in Zukunft Erfolg haben können. 
Ein Umdenken und strategische Neu- 
orientierungen sollten dabei keinesfalls 
gescheut werden. U 
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Was ist die Stimme des Volkes wert? 


Bürgerinitiative gegen die Rechtschreibreform berichtet: 


Nach wie vor lehnt der größte Teil der 
Bevölkerung die sog. Rechtschreibre- 
form ab.....aber was ist die Stimme des 
Volkes wert? 

Es ist ein Tiefpunkt unserer Politik, daß 
die KuMis (Kultusminister, nicht Kuh- 
mist) es wagen, eine solche Mehrheit 
zu mißachten. Es ist eine Schande, 
daß in keinem Bundesland die Regie- 
rung auf die Idee kommt, im Sinne des 
Volkes zu handeln und daß keine der 
großen „Volksparteien“ den Bürgerwil- 
len repräsentiert. Da wird sogar die 
Aussage des Bundestages zu diesem 
Thema eine Posse: „Die Sprache ge- 
hört dem Volk!“ 

Die Rechtschreibreform ist in Schles- 
wig-Holstein per Volksentscheid ge- 
stoppt worden. Spätestens hier hätten 
die Politiker sich an ihr Wort halten 
müssen: „Wenn ein Bundesland aus- 
schert, dann sei die Rechtschreibre- 
form für ganz Deutschland gekippt.“ 


Nein, „unsere Volksvertreter“ aller 
Parteien im Kieler Landtag waren sich 
nicht zu schade, das Volksgesetz 
schon nach einem Jahr zu kippen! Das 
ist skandalös und fördert die Politikver- 
drossenheit, besser: Politiker- und 
Parteienverdrossenheit! Wer wird nach 
diesen Vorgängen je wieder versu- 
chen, einen Volksentscheid herbeizu- 
führen? 

Unverständlich ist aber auch, daß un- 
ser oberstes Gericht befand, die 
Rechtschreibung sei Sache einer Mini- 
sterrunde (KuMis-Runde). Ein Punkt 
aus dem Urteil des Bundesverfas- 


sungsgerichtes soll aber noch einmal 
hervorgehoben werden; das Gericht 
stellte nämlich fest, „daß nach der nicht 
zu beanstandenden Prognose der 
Kultusverwaltung die Rechtschreibre- 
form die für eine Sprachgeltung not- 
wendige allgemeine Akzeptanz finden 
werde.“ 

Wie sieht es nun aber mit der „allge- 
meinen Akzeptanz“ aus? Die meisten 
Bundesbürger wollen weiterhin so 
schreiben, wie sie es gelernt haben. 
Günter Grass mit dem „wohl verdien- 
ten“ oder doch „wohlverdienten“ (?) 
(altschrieb) Nobelpreis und die meisten 
anderen Schriftsteller bestimmen, daß 
ihre Werke auch in Zukunft nur in alt- 
bewährter Schreibweise erscheinen 
dürfen. So ist auch — außer den Schul- 
und meisten Kinderbüchern — praktisch 
kein Buch in Neuschrieb erhältlich! 
Selbstverständlich hat auch der Boy- 
ens-Verlag nicht umgestellt. Die Rük- 
kumstellung der FAZ auf die alten 
Schreibregeln hat den Gegnern der 
Rechtschreibreform — mit ihnen den 
meisten Bundesbürgern — wieder Hoff- 
nung gegeben. Dabei ist zu bemerken, 
daß eigentlich keine Zeitung die amtli- 
che Neuregelung übernommen hat. In 
den Redaktionsstuben ärgert man sich 
zwar über „Missstände bei den Aus- 
schusssitzungen“, aber es sind die ver- 
schiedensten Hausorthographien ent- 
wickelt worden, die sich an der 
Hausorthographiie der deutschen 
Nachrichtenagenturen orientieren, die 
von der dpa entwickelt und inzwischen 
mehrfach korrigiert wurde. 
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Viele kleinere Zeitungen, aber auch die 
„Presse“ (die wohl wichtigste Zeitung in 
Österreich) und viele wissenschaftliche 
Publikationen haben gar nicht erst um- 
gestellt. Nun fordern Verbände der 
Hochschullehrer, der Lehrer und Be- 
amten zumindest teilweise eine Rück- 
kehr zur alten Rechtschreibung - weite- 
re werden bald folgen. 

Die Proteste schlugen bereits hohe 
Wellen, als zwei Mitglieder der Re- 
formkommission dieser den Rücken 
kehrten und eine Aufschiebung der 
Reform sowie eine gründliche Überar- 
beitung forderten: Diese Reform gehö- 
re auf den Müll hieß es dort. Die Kom- 
mission selbst sprach von Korrekturen, 
die unumgänglich erforderlich seien. 
Alles war umsonst. Keineswegs dürften 
die Regeln geändert werden, hieß es 
von ministrieller Seite. Selbst der Pro- 
test von 600 Professoren der Sprach- 
und Literaturwissenschaft blieb uner- 
hört. Der niemals getestete und von 
keiner unabhängigen Seite geprüfte 
Reformentwurf wurde mit den Mitteln 
der Exekutive - gegen den Willen des 
Volkes! — durchgesetzt. 

Das ist also die „allgemeine Akzep- 
tanz“, die nun dazu geführt hat, daß wir 
Rechtschreibzustände wie vor 250 Jah- 
ren haben. Das widerspricht aber dem 
Ziel einer Einheitlichkeit, trägt zur stän- 
digen Verunsicherung der Schüler bei 
und schließt das vernichtende Urteil 
über die Reform mit ein. 

Das mittlerweile entstandene Recht- 
schreibchaos war aber lange voraus- 
zusehen... nur von „unseren Politikern“ 
nicht? 

Erweist sich ein Gesetz als unbrauch- 
bar, so kann es novelliert werden. Dies 
geschieht auch des öfteren. Anders ist 
es allerdings bei der Rechtschreibre- 


form. Die Politiker hatten sich seiner- 
zeit geeinigt, daß die neuen Schreibre- 
geln im Herbst 1998 in Kraft treten 
sollten, doch verschiedene Bundeslän- 
der führten sie bereits zwei Jahre vor- 
her ein. Sogleich erschienen mehrere 
konkurrierende neue Rechtschreib- 
wörterbücher, die sich erstaunlich stark 
unterschieden, obwohl sie doch alle 
auf das gleiche Regelwerk Bezug 
nahmen. Erstmals konnte man nun se- 
hen, wie stark die vermeintlich behut- 
same Reform regulierend in die Spra- 
che — oft gegen jedes Sprachgefühl — 
eingriff. Hier schon zeigte sich, daß 
selbst die Wörter- und Schulbuchverla- 
ge nicht in der Lage waren, das neue 
Regelwerk korrekt und schon gar nicht 
einheitlich umzusetzen. Wie sollte das 
dann aber in den Schulen funktionie- 
ren? 


cchteibz-: 
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Natürlich sind die Schüler die Leidtra- 
genden ... nicht aber wegen der Forde- 
rung nach einer Rückkehr zur altbe- 
währten Schreibweise, sondern wegen 
der neuen „Beliebigkeits- und Primitiv- 
schreibung‘! 

Vielleicht haben die Kinder sich inzwi- 
schen an das ewige Hin und Her ge- 
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wöhnt und lachen schon über Profes- 
soren und Lehrer, die diese Reform 
immer noch durchsetzen wollen. Sie 
fordern aber endlich Ruhe und vor al- 
lem eine einheitliche Schreibung! Lei- 
der werden ihnen aber wissenschaftli- 
che Untersuchungen, die belegen daß 
aufgrund der mißratenen Reform mehr 
Fehler gemacht werden, vorenthalten. 
Wie sollen die Kinder es leichter ha- 
ben, wenn die neuen Schulbücher vol- 
ler Fehler stecken und wenn Lehrer 
zugeben, daß sie einige Regeln über- 
haupt nicht vermitteln können, weil sie 
schlichtweg nicht erlernbar sind. 

Was soll man aber von Politikern hal- 
ten, die zwar zugeben, daß diese Re- 
form überflüssig wie ein Kropf sei, daß 
die Regeln zum großen Teil unbrauch- 
bar seien und daß sie selbst bei der 
herkömmlichen Schreibweise bleiben 
wollen? Trotzdem soll die Reform 
durchgeführt werden, die Schule sei 
kein Experimentierfeld und an eine 
Reform der Reform sei nicht zu den- 
ken. 

Diese Reform der Reform hat in der 
Praxis aber schon mit den Hausotho- 
graphien der Zeitungen und mit dem 
„Praxiswörterbuch“ des Duden statt- 
gefunden. Die nächsten Änderungen — 
wenn wir den Begriff „Reform der Re- 
form“ — vermeiden wollen — kommen 
mit dem nächsten „neuen Duden“ Ende 
dieses Monats! 

... und was geschieht nach der Über- 
gangszeit im Jahre 2005 ? Aus der 


> HH | "Bündnis Re ehe 
im Internet 
'www.buendnis-rechts.de 


Reformkommission war zu hören, daß 
wir uns eigentlich auf noch viel schöne- 
re Sachen freuen müßten, z.B. 

1. Die „gemäßigte“ Kleinschreibung: 
Mein freund Boris hat in Moskau lie- 
be genossen! 

2. Die Weglassung aller Dehnungen: 
s. „Der Jahrhundertunfug“ — Das libe 
vi frisst vile blumen, di auf der wise 
blün. 

Nein, wenn die Politiker nicht schnell- 

stens dafür sorge, daß diese Reform- 

kommission aufgelöst wird, dann soll- 
ten sie lieber gleich selbst ihren Hut 
nehmen! 

Immer wieder fordern Arbeitgeber eine 

bessere Bildung und Ausbildung! Ja, 

selbst Hochschulprofessoren sind ver- 
zweifelt und beklagen sich über Recht- 
schreibschwächen und Schwierigkeiten 
mit der eigenen Muttersprache bei den 

Studienanfängern. Lehrer beklagen 

sich über Rechtschreibschwierigkeiten 

bei den eigenen Kollegen. Umfrageer- 
gebnisse bestätigen, wie es teilweise 
um die Bildung der Lehrer bestellt ist. 

Wie sollen da die Kinder die er- 

wünschten Leistungen bringen? Zu 

bemerken ist, daß diese Lehrer alle ei- 
ne Prüfung beim Kultusministerium ab- 
gelegt haben! 

Deutsche Sprache — schwere Spra- 

che? NEIN! Eine ordentliche, vernünfti- 

ge und gründliche Ausbildung, verbun- 
den mit Liebe zur eigenen Mutterspra- 
che ... die ist gerade bei vielen Lehrern 

nicht sonderlich gefragt. Q 
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Trotz Verbotsrekord - Wir sind die Zukunft! 


Zum Verbot der geplanten NPD-Demo am 15.07.2000 in Göttingen: 


Von Martin Gotthardt 


Trotz der inzwischen zum vierten Mal 
in Folge innerhalb von neun Monaten 
wiederholten, niederträchtigen Ver- 
botstyrannei der BRD-Justiz gegen or- 
dentliche, verfassungsgemäß und 
kompromißbereit angemeldete De- 
monstrationen der NPD in Göttingen, 
sind wir Nationalisten moralisch und 
ethisch grundsätzlich im Recht, unab- 
hängig von der jeweiligen Staatsform, 
die gerade vorherrscht. 

Das ist und bleibt immer das Funda- 
ment unseres Denkens und Handelns, 
dafür gibt uns unsere naturalistische 
Weltanschauung stets die notwendige 
und absolute Sicherheit. 

Ob wir aber unser übergeordnetes 
Recht auch in der Praxis juristisch ein- 
fordern können, bestimmen die jeweili- 
gen systembedingten Gesetze durch 
ihre Gerichte. 


‚EIT für den Widerstand: 
- Freies Info — Telefon 
- Norddeutschland 
= Regionalanschluß 
‚Hamburg: (040) 72978885 
Mecklenburg: (0381),600 9672 


Im Falle Göttingens herrschen aber 
offenbar spezielle Transformationspro- 
bleme zwischen der eigentlichen Ge- 
setzgebung der BRD, die an sich Mei- 
nungs- und Demonstrationsfreiheit für 
offiziell zugelassene Organisationen 
wie der NPD garantiert, und der Um- 
setzung dieser durch die Stadt Göttin- 


gen, das Verwaltungsgericht Göftin- 
gen, das Oberverwaltungsgericht Lü- 
neburg und das Bundesverfassungsge- 
richt in Karlsruhe. 
Das heißt, daß sich die bundesdeut- 
sche Gesetzgebung prinzipiell dazu 
verpflichtet hat, auch für die NPD die 
Demonstrationsfreiheit zu gewährlei- 
sten und die bundesdeutschen Ge- 
richte diesen Gesetzen zum Trotz ent- 
gegengesetzt entscheiden. 
Sollte hier etwa ein Interessenkonflikt 
innerhalb des Rechtssystems der BRD 
existieren? Gewiß nicht, denn die Ge- 
setze der BRD dienen nur dazu, der 
Weltöffentlichkeit und dem eigenen 
Volk durch eine Maskerade vorzugau- 
keln, daß es sich hierbei um einen so- 
zialen und demokratisch-liberalen 
Rechtsstaat handelt, wie es eben in 
allen kapitalistisch — materia- 
listischen Staaten der westlichen 
taatengemeinschaft zum 
guten Ton gehört. De facto werden 
diese Gesetze nämlich in der Praxis 
durch die Gerichte und die exekutiven 
Staatsorgane dermaßen skandalös 
manipuliert und interpretiert, daß die 
NPD als die hierzulande einzige wirkli- 
che parteiliche Opposition, die dem 
hiesigen timokratischen Konsum- und 
Raffgiersystem unbequem ist, andau- 
ernd in ihrer Arbeit für die Aufklärung 
des deutschen Volkes auf die illegitim- 
ste Weise behindert wird. 
Das jüngste und massivste Beispiel 
hierfür ist der Fall Göttingen. 
Göttingen ist schon seit Jahrzehnten, 
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nicht zuletzt aufgrund seines traditionell 
hohen Bevölkerungsanteils an pseu- 
dointellektuellen linken Studenten und 
Alt-68ern, eine linke Hochburg, deren 
kranker und fauliger Organismus in der 
sogenannten revolutionären, autono- 
men Antifa seinen Darmausgang fin- 
det. 

Dieser Darmausgang namens Antifa, 
bestehend aus geistesschwachen 
Endzeitmutanten, betrachtet sich in 
seinen, wovon auch immer umnebel- 
ten, einzelligen Gehimen, tatsächlich 
als autonom, das heißt unabhängig, 
revolutionär und vom Staat verfolgt. 
Dieser heldenhafte Pathos von wegen 
autonom, revolutionär und verfolgt, be- 
gründet sich auf der Tatsache, daß sie, 
der örtliche DGB und die anderen 70- 
80 linken, feigen und opportunistischen 
Organisationen, Parteien und Verbän- 
de kleiner Heuchler, die sich routine- 
mäßig in die Reihen desorientierter 
Gesellen, die gegen die NPD und alles 
Deutsche Gift versprühen und es am 
15.07. auf die gratulationswürdige 
Durchschnittsteilnehmerzahl von 3,5 
pro Organisation auf ihrer Gegenkund- 
gebung brachten, immer noch nicht 
100%, sondern erst 95% von dem, was 
sie gerne haben möchten, vom Staat 
und von den Medien geschenkt be- 
kommen. 

Wie auch immer die jeweiligen Ver- 
botsbegründungen der vier NPD- 
Demonstrationen variiert werden, ob es 
nun heißt, die NPD und ihre Mitstreiter 
haben sich im Vorfeld nicht ausrei- 
chend von eventueller Gewaltbereit- 
schaft distanziert (der Staat wäre of- 
fenbar erst dann zufrieden, wenn sich 
alle Demonstrationsteilnehmer die 
Zunge herausschneiden und Arme und 
Beine amputieren ließen, um zu ge- 
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währleisten, daß sie kein Wort der 
Wahrheit sprechen und sich nicht ge- 
gen heimtückische linke Angriffe ver- 
teidigen könnten) oder ob mal wieder 
die Standartausrede „Polizeinotstand“ 
herhalten muß, ist es eine Tatsache, 
daß alle Fakten und Indizien, die sogar 
für Blinde offensichtlich sind, beweisen, 
daß der Linksterrorismus, der in Göt- 
tingen (und anderswo) von der Polizei 
praktisch nicht bekämpft wird, die nicht 
genannte, aber wirklich Begründung für 
das Verbot der Demos ist. 

Man befürchtet nämlich, daß die von 
BRD-Staat und -Medien gern gesehe- 
nen und verschwiegenen linken Ge- 
walttaten und Terroranschläge gegen 
Nationalisten hier im Falle einer NPD- 
Demo ein kaum noch zu vertuschen- 
des Ausmaß annehmen könnten und 
es somit zu einer enttarnenden Erklä- 
rungsnot für die Duldung und Förde- 
rung eines so immensen linken Ge- 
waltpotentials kommen könnte. 


Das behauptet wird, daß wir von der 
NPD die aggressive Konfrontation mit 
der sogenannten Antifa suchen und 
deshalb Göttingen als Frontstadt im 
politischen Kampf bezeichnen („Front- 
stadt“ und „politischer Kampf“ sind völ- 
lig aggressionsfreie und etablierte Be- 
zeichnungen, die sogar von allen Sy- 
stemparteien in ihrem „Kampf“ um den 
Erwerb von Wählerstimmen gebraucht 
werden), ist allein schon deshalb eine 
infame Lüge, weil nämlich nicht wir auf 
ihre, sondern jedesmal Linkschaoten in 
Reaktion auf unsere Demonstrati- 
onsanmeldungen für den selben Zeit- 
punkt und Ort ihre Gegenveranstaltun- 
gen unter dem Tarnmantel des DGB, 
dessen Göttinger Vorsitzender, Seba- 
stian Wertmüller, bekannterweise mit 
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der Antifa zusammenarbeitet, anmel- 
den. 

Daß diese feisten Linksterroristen offen 
mit Steckbriefen, Radiosendungen und 
unzähligen Flugblättern und Pamphle- 
ten zu Gewalt, hinterhältigen Überfällen 
und anderem Terror gegen nationale 
Kameraden in Göttingen aufrufen, wird 
verschwiegen. 

Daß unzählige Überfälle mit schwerer 
Körperverletzung auf nationale Kame- 
raden in Göttingen stattfinden, wird 
verschwiegen. Daß Einbrüche und 
schwerste Sachbeschädigung bei na- 
tionalen Kameraden stattfinden, wird 
verschwiegen. Daß das Steineschmei- 
Ren der Linken, was genaugenommen 
juristisch als versuchter Mord bzw. Tot- 
schlag definiert wird (man bedenke, 
was passiert, wenn ein Pflasterstein die 
Schläfe trifft), stattfindet, wird ver- 
schwiegen. Schluß jetzt. Im Klartext: 
Das NPD Demo — Verbot wurde wieder 
einmal mittels durch- 
gesetzt, der vom gezielt einge- 
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setzt wird, da und Linksterroris- 
mus im Kampf für den Internationalis- 
mus und gegen unsere naturalistische 
Weltanschauung Hand in Hand arbei- 
ten, denn beide sind längst willfährige 
Prostituierte des Kapitalismus, für des- 
sen Profit- und Ausbeutungsinteressen 
sie Rassenvermischung und Aufgabe 
kultureller Identität fordern. 

Denn ein Volk ohne rassische und 
kulturelle Einigkeit und Geschlossen- 
heit ist ohne Willen und ohne Kraft und 
somit leicht verführbar für jeden profito- 
rientierten, letztendlich selbstzerstöre- 
rischen Wahnsinn, der uns von der 
Wirtschaft mittels Medien und Politik 
gerade als modern und zukunftswei- 
send angepriesen wird. 

Kameraden! Die Zukunft Deutsch- 
lands liegt in unseren Händen, die 
Wahrheit und die Vernunft ist auf 
unserer Seite. 

Wecken wir Deutschland aus seiner 
Bewußtlosigkeit! DO 


Wirtschaftsdienst- 


Gesellschaft mbH 
Hauptstraße 54 , 23923 Lüdersdorf 
Telefon: 03 88 21 — 60 834 
Telefax: 60 744 

Mobil: 01 70- 114 24 49 


Unternehmensberatungen und damit zusammen- 
hängende Dienstleistungen 
Immobilien — Finanzierungen - Versicherungen 
Regiebau und Ingenieurleistungen 
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Einheit der Rechten und Meinungsfreiheit wieder 
hautnah praktiziert 


Das Bündnis RECHTS richtete ein erfolgreiches Treffen der natio- 
nalen Opposition in Schleswig-Holstein aus 


Von Thorsten Thomsen 


Vor etwa 70 nationalen Bürgerinnen 
und Bürgern verschiedener Richtun- 
gen, konnte das Bündnis RECHTS am 
Sonntag, den 27. August 2000 in 
Schleswig-Holstein störungsfrei eine 
gelungene und bemerkenswerte Saal- 
veranstaltung abhalten. 

Die große politische Bandbreite der 
versammelten Teilnehmer spiegelte 
sich in der Auswahl der Grußworte und 
Referenten wider. Vom bürgerlich — 
rechtskonservativen bis zum national- 
revolutionär — radikalen Spektrum ver- 
sammelten sich die Teilnehmer dieser 
Veranstaltung unter einem gemeinsa- 
men Dach. Dem Anliegen des Bünd- 
nis RECHTS, unterschiedliche natio- 
nale Strömungen zusammenzubringen, 
wurde dieser Tag somit vollauf gerecht. 


B- BT Lee u Be —- 
Zu Anfang der Veranstaltung wurde 
den - möglicherweise anwesenden - 
Gesinnungsschnüfflern von allen Ver- 
sammelten ein „/S — Ständchen“ mit 


F” letzten Demokraten“ 


gitarrenmäßiger Unterstützung des 
Liedermachers Jörg Hähnel vorgetra- 
gen. Daraufhin begrüßte der BR- 
Vorsitzende, Dieter Kern, die Anwe- 
senden und verlas Grußworte des 
Aufbruch 99-Vorsitzenden Thomas 
Nissen und des Bundesvorsitzenden 
der Vereinigten Rechten (VR), Mario 
Meurer. Beide mußten ihre Teilnahme 
an der Veranstaltung leider kurzfristig 
absagen. Danach sprachen der Lübek- 
ker NPD - Kreisvorsitzende, Jörn 
Lemke und der schleswig- 
holsteinische NPD-Landesvorsitzende, 
Ingo Stawitz, ihre Grußworte. 


Stawitz ging in seinem Vortrag kurz auf 
die derzeitige Hetzkampagne gegen 
die NPD und das gesamte nationale 
Spektrum ein. Hierbei 
vergaß er auch nicht, 
das Thema Gewalt an- 
zusprechen. Besonderes 
Augenmerk legte er da- 
bei auf die Gewalt von 
links und die von Aus- 
ländern ausgeübte Ge- 
€ walt, welche in den Me- 
dien keinen Platz mehr 
fänden. Der NPD - Lan- 
desvorsitzende wies 
weiter darauf hin, daß 
die Nationaldemokraten 


seien und 
verwies auf die Aussage des Ex — SPD 
— Bundestagsabgeordneten vor 
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Bülow, daß 80 % aller „Neonazis“ vom 
CIA gesteuert werden. Für den kom- 
menden Herbst kündigte Stawitz eine 
NPD - Aufklärungskampagne mit Info- 
ständen, Flugblättern und einer Inter- 
netoffensive an. 


Nach den Ausführungen des NPD- 
Landesvorsitzenden hatte der erste 
Hauptreferent des Tages, Georg Pa- 
letta von der Interessengemeinschaft 
für die Wiedervereinigung Gesamt- 
deutschlands (IWG), als Stimme der 
Heimatvertriebenen das Wort. Der IWG 
— Vorsitzende dankte der NPD für die 
bisherige Zusammenarbeit mit seiner 
Organisation und wies in diesem Zu- 
sammenhang darauf hin, in der Ver- 
gangenheit auch Kontakte mit den na- 
tionalen Parteien REP und DVU ange- 
strebt zu haben. Jedoch habe er von 
Dr. Frey und Dr. Schlierer niemals eine 
Antwort erhalten. Weiterhin berichtete 
Paletta von den bisher 9 Demonstra- 
tionen der IWG unter dem Motto „Recht 
auf Heimat“. Für den 28. Oktober 2000 
sei die nächste IWG — Heimatdemon- 
stration in Kassel geplant. 


Von links nach rechts: Klaus Weichhaus, Ingo Stawitz, Georg 
Paletta, Christian Worch, Jörg Hähnel und Lars Hellmich 


Als zweiter Hauptreferent sprach da- 
nach der Journalist und Mitarbeiter der 
unabhängigen Nachrichtenagentur PHI 
(„Politische Hintergrundinformatio- 
nen“), Klaus Weichhaus, auch be- 
kannt als der „Kanzlerwanderer“, zu 
den Gästen. Weichhaus 
berichtete über seinen 
Werdegang vom selb- 
ständigen Unternehmer 
und Unternehmensbe- 
rater zu seiner jetzigen 
Tätigkeit als PHI — Re- 
dakteur. Während die- 
ses Prozesses sei er zu 
der Einsicht gekommen, 
daß die bundesdeut- 
schen Politiker sich als 
„Vasallen der Wirt- 
schaftsbosse* heraus- 
gestellt hätten. Als Un- 
ternehmensberater sei- 
en ihm die Kunden aus 
Geldmangel weggelaufen. Die deut- 
schen Behörden habe er dann als 
„größten Konkursverursacher Deutsch- 
lands“ kennengelernt. Um ein Zeichen 
gegen Korruption, Wirtschaftskrimina- 
lität, Geldverschwendung und Bürokra- 
tieauswüchse zu setzen, brach der ge- 
bürtige Ketzner am 24.03.1997 
schließlich zu seiner spektakulären und 
von medialem Interesse begleiteten, 
dreimonatigen „Kanzlerwanderung“ von 
seiner Heimatstadt zum damaligen 
Bundeskanzleramt auf. Während die- 
ser Wanderung legte Weichhaus ins- 
gesamt ca. 1200 km ohne Geld zurück. 
107 mal habe er dabei Übernach- 
tungsmöglichkeiten bei deutschen Bür- 
gerinnen und Bürgern gefunden, drei- 
mal habe er im Freien übernachten 
müssen. 

Aber der „Kanzlerwanderer“ ging in 
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seinem Vortrag auch auf seine heutige 
Tätigkeit als Journalist ein und stellte 
seine Initiative „Patrioten ans Netz“ 
vor. Während das Kommunikationsnetz 
auf der linken Seite hervorragend auf- 
gebaut sei, bestünden nach Weich- 
haus auf der rechten Seite noch erheb- 
liche Defizite. Seiner Meinung nach 
müßten Deutschlands Patrioten sich 
das Internet jedoch in gleicher Weise 
nützlich machen, aber besser sein als 
die Linken. Als Beispiel für eine derar- 
tige Vernetzung nannte Weichhaus die 


3 
= 


rer bekannt 


auch von ihm durch E — Post — Aufrufe 
unterstützten Proteste gegen die WTO 
—- Konferenz in Seattle. PHI — Internet 
—- TV habe daraufhin auch die Demon- 
strationen vor Ort in ungekürzter Fas- 
sung über das Netz ausstrahlen kön- 
nen. Aber auch die Dokumentation ei- 
nes linken Überfalls auf nationale De- 
monstraten im Zuge der Anti — Mahn- 
mal — Demo in Berlin (übertragen von 
PHI — Internet — TV), konnte er als er- 
folgreichen Durchbruch des Schwei- 


Klaus Weichhaus, auch als Kanzlerwande- 


gens etablierter Medien nennen. Die 
Anwesenden folgten den Ausführun- 


- gen des „Kanzlerwanderers“ interes- 


siert und hatten in der folgenden Aus- 
sprache die Möglichkeit, nähere Fra- 
gen zu stellen. Dabei wurde auch von 
der sich seit einiger Zeit in den Schlag- 
zellen befindenden „Kommissari- 
schen Reichsregierung“ in Berlin ge- 
redet, über die Weichhaus einiges zu 
berichten wußte. Nähere Informationen 
über PHI und die Initiative „Patrioten 
ans Netz“ kann man bei Klaus Weich- 
haus per E - Post erhalten: 
Kanzlerwan@aol.com . Unter ande- 
rem werden auch Internet-Schulungen 
angeboten! PHI — Internet — TV und 
„Preußen — Radio“ kann man im In- 
ternet unter der Adresse www.phi- 
presse.de erreichen. 


Als letzter Hauptredner des Tages 
sprach schließlich der parteiunabhän- 
gige Hamburger Aktivist Christian 
Worch zu den Versammelten. Sein 
Thema war die aktuelle Situation der 
Rechtslage, besonders, was Demon- 
strationen betrifft. In seinem rhetorisch 
brillianten Vortrag verglich der „Freie 
Nationalist“ die heutige Situation der 
nationalen Opposition mit der Lage 
Ende 1992, als die Bevölkerung nach 
den Brandanschlägen auf Asylbewer- 
berheime Lichterketten bildete. Heut- 
zutage, so Worch, gebe es keine 
Lichterketten. Die „gesellschaftlich re- 
levanten Kräfte“, also Parteien, Ge- 
werkschaften, Kirchen und die sonsti- 
gen Organisationen stünden, zusam- 
men mit 2000 - 2500 Chaoten, relativ 
alleine da. „Das einfache Fußvolk ist 
am aussterben“, so das Resümee des 
Hamburger Aktivisten. Damit die natio- 
nale Opposition auch weiterhin Prä- 
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senz zeigen kann, folgte ein leiden- 
schaftliches Plädoyer für den Kampf 
auf der Straße, also Demonstrationen. 
Worch verwies hierbei auf den gewalt- 
freien Kampf Gandhis in Indien und die 
friedlichen Demonstrationen gegen das 
SED - Regime in Mitteldeutschland. 


Christian Worch 
Als Beweis, daß dies auch ohne orga- 
nisatorischen Rahmen möglich sei, 
nannte er seinen Rechtskampf für die 
Demonstration gegen die Hetze der 
„Bild“ — Zeitung am 19.08.2000 in 
Hamburg. Zuerst sei ihm eine 13- 
seitige Verbotsverfügung des Hambur- 
ger Innensenators zugegangen. Die 
ebenfalls 13 Seiten umfassende An- 
fechtung Worchs sei daraufhin vom 
Verwaltungsgerichtt' zurückgewiesen 
worden, ebenso die Beschwerde vor 
dem Oberverwaltungsgericht. Letzt- 


endlich habe er jedoch einen Sieg vor 
dem Bundesverfassungsgericht erzie- 
len können, sodaß eine Kundgebung in 
Hamburg stattfinden konnte. „Ich bin 
der Mann mit dem Papier aus Karls- 
ruhe“ und „Der Rechtskampf gegen 
die Staatswillkür kann also erfolg- 
reich sein“ - diese Worte Christian 
Worchs wurden von den Versammelten 
mit großem Applaus honoriert. Worch 
führte im Laufe seiner Rede noch wei- 
tere Beispiele für seine Erfolge vor Ge- 
richten an und ging dabei auch auf die 
Bedeutung des Rechtskampfes auf 
strategischer Ebene ein. „Wir sind 
mehr, als uns suggeriert wird“, so 
das Fazit des „Freien Nationalisten“. 
Die anwesenden Patrioten zu weiteren 
Aktionen auf der Straße ermutigend, 
beschloß Christian Worch seine Rede 
letztendlich mit den Worten: „Mich 
können sie erschießen, aber ein Ur- 


teil aus Karlsruhe können sie nicht 


erschießen!“ 


Nach dieser mitreißenden Rede, wurde 
der offizielle Teil der Bündnis 
RECHTS - Saalveranstaltung dann ab- 
geschlossen, indem gemeinsam das 
Lied der Deutschen in allen drei Stro- 
phen abgesungen wurde. Als Zeichen 
der Einigkeit reichten sich die Ver- 
sammelten dabei symbolisch die Hän- 
de. 

Abgerundet wurde dieser gelungene 
und ermutigende Tag schließlich durch 
die musikalischen Beiträge der belieb- 
ten nationalen Liedermacher Jörg 
Hähnel und Lars Hellmich. 


Insgesamt ist die BR-Veranstaltung als 
voller Erfolg zu werten. Nationalge- 
sinnte Bürgerinnen und Bürger ver- 
schiedener Couleur versammelten sich 
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in Einigkeit und mit viel Diskussions- 
freude. Streit und Zwist waren an die- 
sem Tag nicht zu spüren. Junge Natio- 
nalisten, altgediente Patrioten der 
NPD, DLVH, DVU, REP sowie anderer 
nationaler Parteien, bürgerlich — kon- 
servative Rechte und nationalrevolu- 
tionär eingestellte Aktivisten trugen da- 
zu bei, daß die Saalveranstaltung ein 
voller Erfolg wurde. Selbstverständlich 
gilt der besondere Dank des Bündnis 
RECHTS dem Pächter des Veranstal- 
tungslokals, der sich von dem derzeit 
herrschenden Klima „gegen rechts“ 
nicht beeinflussen ließ und den ver- 
sammelten Nationalen Raum und Ver- 
pflegung zur Verfügung stellte. O 


Jörg Hähnel und Lars Hellmich 


In den Zeiten des Niedergangs ist es nicht nur sinnvoll, einfach zu leben, 
sondern auch einfach sinnvoll zu leben, sowie auch einfach, sinnvoll zu 
sterben einen Tod, der zu einer Wiedergeburt in der nächsten Kultur führt. 

Professor Hans Domitzlaff 


www.widerstand.com/zorgan/welcome.html 


Zentralorgan als Kampfzeitung der Nationalen Opposition! 


E-mail: zentralorgan@widerstand.com 
Anschrift: Zentralorgan, c/o Postfach 12 02, D — 19288 Ludwigslust 
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Afrika auf dem Weg zur totalen Gleichschaltung 


Von Thorsten Thomsen 


Nachdem die europäischen Nationen 
immer mehr unter die Kontrolle einer 
fremdbestimmten Clique von Eurokraten 
gebracht werden und der Machtbereich 
jener Brüsseler Universalisten durch die 
sogenannte „EU — Osterweiterung“ bis 
vor die Tore Rußlands ausgedehnt wer- 
den soll, schreitet auch die Gleichschal- 
tungswelle der One — World — Strategen 
auf dem afrikanischen Kontinent weiter 
voran. 

So deutet alles darauf hin, daß die An- 
fang Juli verabschiedete Gründungsakte 
der Organization of African Unity (OAU) 
einen weiteren Schritt in Richtung einer 
„Afrikanischen Union“ nach dem Muster 
der EU darstellt. Im Rahmen dieses 
schon seit längerer Zeit existierenden 
Projektes haben nun die 33 versam- 
melten Staats- und Regierungschefs der 
OAU ein Dokument verabschiedet, das 
als Gründungsakte einer supranationa- 
len Union verstanden werden kann. 

Das Ausmaß der Beschlüsse wird deut- 
lich, wenn man sich die darin enthalte- 
nen Zielvorgaben vor Augen führt. So ist 
die Rede von einem gesamtafrikani- 
schen Parlament, das jedoch vorerst 
nicht mit gesetzgeberischen Befugnis- 
sen ausgestattet werden soll. Man kann 
sich den „demokratischen Wert“ einer 
solchen Institution in etwa vorstellen, 
wenn man sich das bereits existierende 
Pendant in Straßburg vor Augen führt. 
Doch die in Togo gefaßten Beschlüsse 
gehen noch weiter. Denn außerdem ist 
die Schaffung eines „Afrikanischen Ge- 
richtshofes“ genauso geplant, wie der 
Aufbau eines gesamtafrikanischen Fi- 
nanzkartells. Eine „Afrikanische Zentral- 
bank“, ein „Afrikanischer Währungs- 
fonds“ und eine „Afrikanische Investiti- 
onsbank“ dürfen natürlich in den Macht- 


plänen des internationalen Finanzkapi- 
tals nicht fehlen. 

Parallel zum EU - Ministerrat ist als 
oberstes Entscheidungsorgan der Union 
eine „Konferenz der Staats- und Regie- 
rungschefs“ aller Mitgliedsstaaten vor- 
gesehen. Den afrikanischen Völkern 
blüht somit ein ähnliches Schicksal wie 
den „EU — Bürgern“. Demokratie im Sin- 
ne wirklicher Volksherrschaft wird hier 
wie dort den Menschen nicht zugebilligt. 
Der mühsame Weg der afrikanischen 
Völker aus den Klauen der Kolonial- 
mächte führt also direkt in eine neue 
Fremdherrschaft. Auch dies kann man 
analog zu Europa sehen. Schließlich 
brachte auch das Aufbäumen selbstbe- 
wußter, souveräner Staaten in Europa 
letztendlich die EU — Zwingburg. 

Die Ratifizierung der Gründungsakte soll 
nach dem Willen der Globalisten sehr 
zügig durchgeführt werden, schließlich 
wird das Jahr 2001 als Gründungsjahr 
der „Afrikanischen Union“ angepeilt. Be- 
denkt man dabei die in Afrika gegebe- 
nen, enormen kulturellen und ethnischen 
Unterschiede, z.B. zwischen den Mag- 
hrebinern Nordafrikas und den Schwar- 
zen des restlichen Kontinents oder sogar 
zwischen verschiedenen Negerstämmen 
(Beispiel Somalia), die noch viel gravie- 
render sind, als zwischen den verschie- 
denen Völkern unter dem EU — Dach, 
kann dieses gleichmacherische Unter- 
nehmen nur in einem Fiasko enden. 
Doch diese naturgegebenen Regeln sind 
für die Globalisierungsfanatiker und das 
internationale Finanzkapital anscheinend 
nicht gültig. Im Vordergrund steht auch 
in Afrika eine menschenfeindliche, mer- 
kantile Ideologie, die schon in Europa 
Konfliktpotentiale entfacht und Spreng- 
stoff gelegthat. U 
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Polen und der Deutsche Ritterorden 


Von Thorsten Thomsen 


Im Jahre 1225 folgte der Deutsche 
Ritterorden dem Ruf des slawischen 
Fürsten Konrad von Masowien und 
kam in das Weichselland. Der Orden 
erhielt von Konrad das Kulmer Land - 
an der nördlichsten Grenze Polens 
gelegen - als Eigentum zugesprochen. 
Weiterhin wurde hochoffiziell durch ei- 
ne fürstliche Bulle vereinbart, daß alle 
territorialen Neuerwerbungen des 
Deutschen Ritterordens für immer in 
dessen Hoheitsgebiet übergehen soll- 
ten. Hierbei handelte es sich um das 
an der unteren Weichsel, nördlich vom 
Kulmer Land gelegene Gebiet, das 
sich bis zur Ostseeküste erstreckte und 
zu jener Zeit von den damals heidni- 
schen, nicht — slawischen Pruzzen 
dünn besiedelt wurde. Diese bereiteten 
Konrad von Masowien durch häufige 
Einfälle in das Kulmer Land ein schwe- 
res Leben, was schließlich auch der 
Grund für das Herbeirufen des Deut- 
schen Ritterordens war. Bei der zwi- 
schen Konrad und dem Orden getrof- 
fenen Vereinbarung handelte es sich 
explizit um eine unanfechtbare Bekräf- 
tigung von Vertrauen durch die weltli- 
che Macht, die durch den Kaiser des 
Heiligen Römischen Reiches Deut- 
scher Nation dargestellt wurde und die 
kirchliche Macht, die der Papst in sei- 
nen Händen hielt. 


Das Pruzzenland wurde in kurzer Zeit 
von dem Deutschen Ritterorden er- 
obert, Deutsche aus dem Reich besie- 
delten das Gebiet; Dörfer und Städte 
wurden nach Magdeburger bzw. Kul- 
mer Recht gegründet; das zuvor karge 
und öde Weichselland erlebte durch 


Deichbau und Regulierung des Weich- 
selstromes eine nachhaltige Kultivie- 
rung. Es ist nicht übertrieben, wenn 
man diesbezüglich von einem kleinen 
Paradies spricht, in welches das späte- 
re Westpreußen mit den Städten Kulm, 
Thom, Marienburg, Marienwerder, 
Graudenz und Schwetz umgewandelt 
wurde. Diese Einschätzung ist auch 
dann gültig, wenn man der ebenfalls 
damit verbundenen Christianisierung 
kritisch gegenübersteht. 


Der heutige polnische Staat übt sich 
bezüglich dieses Geschichtsabschnit- 
tes natürlich in Geschichtsklitterung 
und antideutscher Entstellung. Schon 
in der Schule lernen junge Polen, daß 
es sich bei der Kultivierung des Weich- 
sellandes durch den Deutschen Ritter- 
orden um einen „Einfall mordbrennen- 
der und schändender, deutscher Hor- 
den“ gehandelt habe. Diese Lügenge- 
schichten passen ohne Zweifel in das 
Schema der Tradition des polnischen 
Chauvinismus und sollen der Unter- 
mauerung von Scheinargumentatio- 
nen dienen, die geraubtes deutsches 
Land für alle Zeiten als „polnisch“ de- 
klarieren. 


Weitere Beispiele für jene deutsch- 
feindlichen Verdrehungen sind der 
Roman „Krzyzacy‘ („Kreuzritter‘) des 
polnischen Schriftstellers Sienkiewicz, 
der auch verfilmt wurde und ein Film 
neueren Datums, „Geist und Schwert“, 
der sinnigerweise in Marienburg, dem 
ehemaligen Zentrum des Deutschen 
Ritterordens, gedreht wurde. In diesem 
Spielfilm verkörpern die Polen den 
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„Geist, während der Orden als 
„Schwert“, also als Träger von Gewalt, 
dargestellt wird. Die Serie der gegen 
Deutschland gerichteten filmischen 
Machwerke reißt bis auf den heutigen 
Tag nicht ab. Beliebt - wie kann es an- 
ders sein - sind dabei natürlich auch 
Streifen, die den Zweiten Weltkrieg 
thematisieren. Daß die Deutschen da- 
bei nicht besonders vorteilhaft 
wegkommen, braucht wohl kaum er- 
wähnt werden. 


= 26 Suse 


übertrifft. 


Der Niedergang des Deutschen Ritter- 
ordens wurde schließlich im Jahr 1410 
durch die Schlacht bei Tannenberg ge- 
gen die vereinigten Litauer und Polen 
eingeleitet. Durch den Verrat des „Ei- 
dechsenbundes“, der einen Zusam- 
menschluß der „Freien Deutschen Rit- 
terschaft“ und einiger Städte des Or- 
denslandes darstellte, ist diese Nie- 
derlage manifestiert und besiegelt wor- 


Vorburg der Marienburg vom Nordosten. Die Marienburg in Westpreußen war 
lange Zeit das Verwaltungszentrum des Deutschen Ritterordens. 


Man fragt sich, wie - vor dem Hinter- 
grund derartiger Hetzpropaganda - ei- 
ne Verständigung zwischen Deutschen 
und Polen möglich sein soll. Dauerhaft 
soll der im polnischen Volk latent vor- 
handene antideutsche Haß angesta- 
chelt werden, während Deutschland 
sich mit Mea — Culpa — Bekundungen 
von Jahr zu Jahr immer wieder selbst 


den. Obwohl der damalige Ordens — 
Komtur von Schwetz, Heinrich von 
Plauen, sofort mit seinen Rittern nach 
Marienburg eilte, um den Hauptsitz des 
Ritterordens vor dem Zugriff der Polen 
zu bewahren - was ihm auch gelang -, 
konnte er die Folgen, die aus der Tan- 
nenberg — Niederlage resultierten, nur 
aufhalten, jedoch nicht abwenden. Die 
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übrigen Befehlshaber teilten seine 
Konsequenz gegenüber den polni- 
schen Forderungen nicht, sondern ar- 
beiteten auf einen Frieden um jeden 
Preis hin. Der einzige, der die Absich- 
ten der Polen vorausgesehen hatte 
und entsprechend ritterlich handelte, 
Heinrich von Plauen, wurde von den 
polnischen Chauvinisten auf der Burg 
Lochstedt in Gefangenschaft gebracht. 


Auch dieses Kapitel sieht die offizielle 
polnische Geschichtsschreibung voll- 
kommen anders: Nicht der erbärmliche 
Verrat der Ordensgebieter, sondern der 
„Heldenmut des polnischen Volkes“ soll 
für den Endsieg der Polen verantwort- 
lich gewesen sein. Tatsächlich aber 
gab es im Vorwege eine Rebellion der 
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Freien Deutschen Ritterschaft im deut- 
schen Ordensland an der unteren 
Weichsel gegen das strenge Regiment 
durch den Orden und die damit einher- 
gehende, hohe Steuerlast. Dabei über- 
sahen die Rebellen eindeutig, daß ih- 
nen einzig und allein der Deutsche Or- 
den Garant für großen Wohlstand und 
völkische Integrität war. Gleichzeitig 
wurde der Gemeinschaft seitens der 
Polen großspurige Versprechungen 
gemacht, die jene später nicht einhiel- 
ten. Im Vertrauen auf ihre garantierte 
absolute Selbständigkeit und die „Rit- 
terlichkeit der Polen“ unterstellten sich 
die Ahnungslosen 1468 freiwillig der 
polnischen Krone, wobei diese Verträ- 
ge von Papst und Kaiser niemals aner- 
kannt wurden. O 


Augustinus (354 — 430 n.Chr.) 
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Südafrikas Zukunft ist schwarz 


Von Thorsten Thomsen 


Südafrikas Zukunft ist schwarz - dieser 
Spruch, der in den 80er Jahren so 
manche Jute - Tasche der gutmensch- 
lichen Dritte — Welt — Laden — Kunden 
zierte, bewahrheitet sich heutzutage in 
trauriger Art und Weise. Ohne Rück- 
sicht auf die Interessen des burischen 
Bevölkerungsanteils treibt Südafrika in 
eine Zukunft, die alles andere als rosig 
ist. Seit der Machtübernahme des ANC 
am Kap ufert die Kriminalität aus, Ver- 
gewaltigungen und massive Bedro- 
hungen für die Weißen sind an der Ta- 
gesordnung. Der in Südafrika lebende, 
deutsche Publizist Dr. Claus Nordbruch 
vermittelt in seinem Buch „Volksbetrug 
am Kap“ einen höchst anschaulichen 
Eindruck von den heutigen Zuständen 
im Süden des afrikanischen Konti- 
nents. Der politische Einfluß des wei- 
Ren Bevölkerungsanteils hat derzeit 
den absoluten Tiefpunkt erreicht. Die 
ehemaligen Apartheid — Protagonisten 
der „Konservativen Partei“ haben sich 
zu liberalen Erfüllungsgehilfen der 
neuen Machthaber entwickelt und kön- 
nen nicht mehr als legitime Vertretung 
der Weißen betrachtet werden. Die bu- 
rische Opposition ist hoffnungslos zer- 
splittert und hat sich selbst aus dem 
politischen Geschehen in Südafrika 
ausgeschaltet. Ein eigener Buren — 
Volksstaat ist in unerreichbare Ferne 
gerückt. Weiße Farmer sind auf 
Selbstschutz angewiesen, um sich vor 
potentiellen Übergriffen zu schützen. 


Der im vergangenen Monat abgehalte- 
ne Parteitag der ANC sendete weitere 
Signale in Richtung einer Verschlechte- 


rung der Situation für die Weißen am 
Kap aus. Treu vereint und mit großer 
Geschlossenheit zeigte sich den Besu- 
chern des Kongresses die bekannte 
und berüchtigte Allianz aus ANC, 
Kommunistischer Partei und Gewerk- 
schaften. Anscheinend völlig unbe- 
merkt von der internationalen Öffent- 
lichkeit, wurde vom südafrikanischen 
Regierungschef und ANC - Führer 
Mbeki die Schaffung eines „neuen 
Menschen“ beschworen. Anscheinend 
hat man also überhaupt kein Problem 
damit, sich der Terminologie finsterster 
stalinistischer Zeiten wieder anzunä- 
hern. Das wahre Wesen der südafrika- 
nischen Machthaber wird aufgrund 
derartiger Verbalausfälle überdeutlich. 


Info - Telefon 
Karlsruhe 


0721-95 105 35 


Was aber als besonders beunruhigt, ist 
die Tatsache, daß Mbeki offensichtlich 
aus seinem kürzlichen Treffen mit Mu- 


gabe, dem terroristischen Diktator 
Simbabwes, neue Inspirationen und 
Ideen gezogen hat. Jedem dürften 
noch die Bilder gewalttätig vorgehen- 
der „Veteranenverbände“, die weiße 
Farmen in Simbabwe besetzten und 
deren rechtmäßige Besitzer geradezu 
vertrieben, vor Augen sein. Mbeki hat 
nun auf dem vergangenen ANC - 
Parteitag die Anregung Mugabes, doch 
auch in Südafrika eine ähnliche Verfah- 
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rensweise anzuwenden, aufgenommen 
und verkündet, daß eine Enteignung 
von Farmen in weißem Besitz zukünftig 
in Erwägung gezogen werden müsse. 


Um sich die Folgen einer solchen Ent- 
eignungspolitik, wenn sie in die Tat 
umgesetzt wird, auszumalen, verlangt 
nicht viel Phantasie. Eine neue Welle 
der Gewalt und des Terrors würde in 
Südafrika um sich greifen. Die stolzen 
burischen Farmer würden ihr Hab und 
Gut mit aller Kraft verteidigen. Schließ- 
lich ginge es bei einem solchen Kampf 
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auch und zuerst um das nackte Über- 
leben der Siedler und ihrer Familien. 
Auf einen Aufschrei der „internationa- 
len Staatengemeinschaft“ oder gar ei- 
ne militärische Intervention zugunsten 
der Buren und ihrer Lebensinteressen 
dürfte man in diesem Fall mal wieder 
vergeblich hoffen. Die „armen, unter- 
drückten Schwarzen“ waren und sind 
die Hätschelkinder des organisierten 
Gutmenschentums. 


Südafrikas Zukunft ist schwarz - und 
sie wird von Tag zu Tag schwärzer. U 
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Buchbesprechung 


Von Dieter Kem 


Wolfgang Frenz 
Konservative 


Reflexion zur 
Deutschen Geschichte 


Ein Buch, daß hervorragend auf alle wesentli- 
chen politischen Bereiche eingeht und deutsche 
Geschichte, Gegenwart und Zukunft miteinander 
für jeden verständlich verknüpft. Besonders gut 
ist dieses Werk für „politische Neulinge“ geeig- 
net, denen in vielen Bereichen noch Zusammen- 
hänge fehlen, um gewisse Handlungen nachvoll- 
ziehen zu können. Sehr gut ist der Stil dieses 
Buches, in dem die Themen in einfacher Sprache 
für jeden verständlich abgehandelt werden, was 
in vielen anderen Werken nicht der Fall ist. Da die Themen dieses Buches mit 
sehr viel Hintergrundwissen in einzelnen Kapiteln gehalten ist, ist es sehr Über- 
schaubar und auch für Kenner der Politik eine Fundgrube und als Nachschlage- 
werk gut geeignet. Auch für die, die wenig Zeit zum Lesen haben ist es gerade 
wegen der abgeschlossenen kurzen Kapitel sehr zu empfehlen. 


Das 121 Seiten starke Buch im DIN A 5 Format ist beim 


Verlag und Buchvertrieb Seidler 
Höhscheiderweg 34 in 42699 Solingen 
Tel.: 0212 - 1 33 99 , Fax: 0212 - 6 23 16 


erhältlich und kostet 30,00 DM. 


Gewinner des Preisrätsels in der Ausgabe Nr. 4 Juli 2000 


Das richtige Lösungswort lautet “Bündnis RECHTS“ 
Gewonnen haben je eine CD der Gruppe Spreegeschwader 


Elisabeth B. aus Kiel, FK E-GB aus Hamburg, 
Sebastian W. aus Stuttgart und Oliver A. aus Leipzig 


Herzlichen Glückwunsch und viel Spaß mit der CD. 
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Kurzmeldungsen: 


P.R.O. („Schill-Partei“) im Internet 


Die Partei Rechtsstaatlicher Offensive 
(P.R.O.) des Hamburger Richters Ro- 
nald B. Schill („Richter Gnadenlos“) ist 
jetzt auch im Internet vertreten und 
kann dort unter http://www.pro-schill.de 
angewählt werden. Natürlich kann man 
die neue Partei auch auf konventio- 
nellem Wege erreichen: Gotenstraße 
12, 20097 Hamburg. Mit Spannung 
wird derweil der Prozeß wegen 
„Rechtsbeugung“ gegen den umstritte- 
nen Hamburger Richter erwartet. U 


Querelen bei der FDVP in Sachsen- 
Anhalt 


Die von DVU-Abtrünnigen gegründete 
FDVP (Freiheitliche Deutsche Volks- 
partei) ist im Landtag von Sachsen- 
Anhalt wieder um zwei Abgeordnete 
geschrumpft. Am 27.07.00 kehrten die 
Abgeordneten Buder und Czaja zur 
DVU-Fraktion zurück. Natürlich war 
dabei wieder einmal Geld aus der 
Münchener Paosostraße mit im Spiel. 
Mitte August wurde außerdem der 
Fraktionsmitarbeiter Roman Gleißner, 
der ebenfalls unter Frey-Einfluß gera- 
ten war und ein höchst zwielichtiges 
Spiel trieb, entlassen. In einem MDR- 
Interview verurteilte die FDVP- 
Vorsitzende, Claudia Wiechmann, un- 
terdessen die derzeitige Medienhetze 
gegen alles Nationale und unterließ 
dabei - zur Freude aller um Einheit 
bemühten Kräfte - die bekannten Di- 
stanzierungen gegenüber anderen pa- 
triotischen Organisationen. U 
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Mahler gründet Initiative „Ja_ zu 
Deutschland - Ja zur NPD“ 


Der mittlerweile in die NPD eingetrete- 
ne Berliner Rechtsanwalt Horst Mahler 
hat die Initiative „Ja zu Deutschland - 
Ja zur NPD“ gegründet. Hierfür will er 
in der nächsten Zeit auch parteiunab- 
hängige, prominente Fürsprecher ge- 
winnen. Außerdem beinhaltet Mahlers 


‚Initiative eine Unterschriftensammlung, 


die gegen ein mögliches Verbot der 
NPD Stellung bezieht. Unterschriften- 
vordrucke können über die NPD- 
Parteizentrale (NPD, Seelenbinderstr. 
42, 12555 Berlin) angefordert oder auf 


der NPD _ Internetseite 
http://www.npd.net heruntergeladen 


werden. Ebenfalls über die Parteizen- 
trale können die neue NPD- 
Selbstdarstellungsbroschüre „Wer wir 
sind - was wir wollen“ und die Flug- 
blätter zur Herbstoffensive bezogen 
werden. U 


Schlierer befürwortet NPD-Verbot 


Der Bundesvorsitzende der Republika- 
ner (REP), Dr. Rolf Schlierer, hat sich 
inzwischen den Verbotsforderungen 
der Altparteien angeschlossen. Für. 
Schlierer ist die NPD jedenfalls so sehr 
„revolutionär“ gestimmt und auf Sy- 
stemüberwindung aus, daß er ein Ver- 
bot der Partei für „möglich, wenn nicht 
sogar notwendig“ hält. Lägen den Be- 
hörden entsprechende Erkenntnissse 
vor, dann sei eine „wehrhafte Demo- 
kratie gehalten, zum Verbot zu 
schreiten. Dabei dürfte Herrn Schlierer 
die mangelnde Objektivität eben dieser 
Behörden hinlänglich bekannt seir 
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Klagt der Bundesvorsitzende doch 
selbst eifrig gegen die Einstufung sei- 
ner Partei als „rechtsextremistisch“ und 
„punktuell verfassungsfeindlich“. U 


Schleswig-Holstein: Kulturfest -— Be- 
sucher und NPD-Aktivisten drang- 
saliert 


Im August gab es im schleswig- 
holsteinischen Raum mehrere Drang- 
salierungsmaßnahmen gegen national 
eingestellte Jugendliche. Bei den „Wi- 
kinger-Tagen“ wurden ca. 50 Leute 
daran gehindert, an dem beliebten, 
alljährlich stattfindenden Kulturfest in 
Schleswig teilzunehmen. Unter vielerlei 
Vorwänden wurden die patriotischen 
Jugendlichen vorläufig festgenommen 


und mußten mehrere Stunden in Poli- 


zeigewahrsam verbringen, ohne daß 
ihnen ein stichhaltiger Grund dafür ge- 
nannt werden konnte. Einige der Poli- 
zisten bekundeten gegenüber den 
Festgenommenen sogar ihr Unver- 
ständnis für diese Aktion. Ca. zwei 
Wochen später verteilten Aktivisten der 
NPD an mehreren Orten in Kiel Flug- 
blätter, um die Bevölkerung auf die 
wahren Ziele der Nationaldemokraten 
aufmerksam zu machen und um ge- 
gen das Verbotsgerede zu protestie- 
ren. Im Zuge dieser Verteilaktion wur- 
den die NPD-Aktivisten insgesamt 
viermal von der Polizei angehalten und 
erkennungsdienstlich kontrolliert. Bei 
einer „allgemeinen Verkehrskontrolle“ 
wurde außerdem der Wagen eines Na- 
tionaldemokraten nach „Waffen und 
Drogen“ durchsucht. Die dabei anwe- 
senden Polizisten machten dabei ab- 
fällige Bemerkungen über die NPD und 
behandelten die Flugblattverteiler, alles 


unbescholtene, nicht vorbestrafte Bür- 
ger, wie Schwerkriminele. U 


Historikertag distanziert sich von 
Grabert-Verlag 


>>Im Rahmen der gegenwärtigen 
Hetzjagd auf alle Rechte hielt es der 
Verband der Historiker Deutschlands 
für opportun, seinen Teil dazu beizu- 
tragen. Der Verband bedauere es „zu- 
tiefst" daß eine Anzeige des Grabert - 
Verlages (Tübingen) im Programmheft 
des Historikertages erscheinen konnte, 
und distanziere sich mit Nachdruck von 
dem Programm des Verlages, erklärte 
der Verbandsvorsitzende. Die Anzeige 
sei durch eine „technische Panne" ins 
Programmheft geraten. 

Man kann sich ausmalen, wie eine wis- 
senschaftliche Forschung und Lehre 
mit solchen Gelehrten aussehen kann, 
die scheinbar um ihre Futtertröge 
fürchten. Natürlich ist der Gesetzgeber 
dafür verantwortlich, daß besonders 
bei historischen Fragen eine Freiheit 
von Forschuing und Lehre nicht exi- 
stiert und alle die im öffentlichen Dienst 
tätig sind, nach der Pfeife der Umer- 
zieher tanzen müssen. 

Der deutsche Historikertag findet vom 
26. bis zum 29. September in Aachen 
(Nordrhein - Westfalen) statt.<< (aus: 
Wiener Nachrichten Online v. 16.08.00) 
O 


Polizei verhindert Justizmord 


>>Auf die Intensivstation eines nord- 
rhein-westfälischen Krankenhauses 
mußte der zur neo- 
nationalsozialistischen Szene gehö- 
rende Axel Reiz eingeliefert werden, 
der von den Ärzten knapp ins Leben 
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zurückgerufen werden konnte. Er war 
wegen eines Meinungsäußerungsde- 
liktes inhaftiert worden. Der schwer 
Zuckerkranke benötigt mehrmals täg- 
lich Insulinspritzen, die ihm im Gefäng- 
nis verweigert wurden. Erst mit Hilfe 
der vom Vater herbeigerufenen Polizei 
gelang es, ihn aus der Haft zu befreien 
und zum Notarzt zu bringen. 

Die Gefängnisleitung hatte ihm die 
Versorgung mit Insulin verweigert, ob- 
wohl sie darüber informiert worden war, 
daß Insulinentzug für Reiz den Tod 
bedeutet. Reiz war mehrere Stunden 
nach seiner Inhaftierung bereits be- 
wußtlos, als es der vom Vater gegen 
die Gefängnismitarbeiter herbeigerufe- 
nen Polizei gelang, in das Gefängnis 
einzudringen und den Jugendlichen zu 
retten. Jetzt wird gegen die Gefäng- 
nismitarbeiter strafrechtlich ermittelt.<< 
(aus: Signal online v. 26.06.00) O 


Holocaust-Autor rechnet mit dem 
„Shoa-Business" ab 


>>Seit einigen Wochen löst der Name 
Erschrecken bei zionistischen Organi- 
sationen aus. Professor Norman Fin- 
kelstein, jüdischer Politologe und Autor 
des Buches „The Holocaust Industry", 
rechnet mit der Holocaust-Industrie ab. 
In einem Gespräch mit der dpa emp- 
fahl er dem deutschen Volk, einen 
Schlußstrich unter die Vergangenheit 
zu ziehen. Finkelstein, der an der City 
Universität von New York (CUNY) Ge- 
schichte und politische Wissenschaften 
lehrt, war in den USA erstmals als 
scharfer Kritiker von Daniels Goldha- 
gens „Hitlers willige Vollstrecker" weit- 
hin bekannt geworden. In seinem Buch 
über die „Holocaust-Industrie" (Unter- 
titel: Gedanken über die Ausbeutung 


jüdischen Leidens) attackiert Finkel- 
stein Organisationen und Persönlich- 
keiten, die sich mit ihrem Einsatz für 
die Opfer des Holocaust einen Namen 
gemacht haben. Besonders kritisiert 
Prof. Finkelstein die Jewish Claims 
Conference (JCC), welche die Wieder- 
gutmachungsverhandlungen mit 
Deutschland führte. Finkelstein wirft ihr 
unter anderem vor, die Zahl der über- 
lebenden Zwangsarbeiter mit Anspruch 
auf eine Entschädigung mit 135.000 
viel zu hoch angesetzt zu haben. Sei- 
ner Kenntnis nach dürften höchstens 
noch 25.000 am Leben sein. „Was die 
jüdischen Organisationen gegen die 
deutsche Industrie und gegen Schwei- 
zer Banken unternommen haben, war 
ganz einfach Erpressung", schreibt 
Finkelstein in seinem Buch. Daß zwei 
Jahre nach Abschluß des Vergleichs 
mit den beiden Großbanken über 1,25 
Milliarden Dollar (derzeit 2,75 Milliar- 
den Mark) noch kein Pfennig ausbe- 
zahlt wurde, hält er für keinen Zufall. 
Dadurch bliebe dem JCC nach Able- 
ben der Holocaust-Opfer mehr Geld für 
die Organisation übrig. Ähnlich mache 
sich auch Eli Wiesel das Leid seiner 
Leute zu Nutzen, kritisiert der Profes- 
sor. Wiesel mahne unentwegt, die Na- 
zi-Grausamkeiten nicht zu vergessen. 
Für seine Vorlesungen aber kassiere er 
25.000 Dollar ein und lasse sich stets 
vom Chauffeur in einer Limousine ab- 
holen. Wiesel, die Claims Conference 
und der Jüdische Weltkongreß in New 
York sowie die Anwälte und Berater in 
ihrem Umkreis bezeichnet Finkelstein 
als „Holocaust-Industrie". Ihr „einziges 
Ziel (sei) die Profitmaximierung", sagt 
der Autor in einem Interview der 
deutsch-jüdischen Wochenzeitung „Der 
Aufbau". Obwohl sie im Namen der 


DR.5/ OKT. 2000 


LÄBSCHER AUFKLÄRER 


SEITE 40 


Opfer anträten, wollten sie doch nur 
„möglichst viel Geld in ihre eigenen 
Kassen fließen lassen". Finkelsteins 
schwerwiegendster Vorwurf ist, daß die 
Claims Conference „in zynischer Kalt- 
schnäuzigkeit" die Zahl noch lebender 
Holocaust-Opfer übertrieben habe, um 
mehr Spielraum für ihre Verhandlungen 
zu gewinnen. Außerdem setze JCC 
Gelder, die Überlebenden zu Gute 
kommen sollen, für Prestigeobjekte 
ohne Nutzen für die Betroffenen ein. 
Noch schlimmer aber ist nach Auffas- 
sung Finkelsteins, daß das Verhalten 
der jüdischen Organisationen neues 
Potential für Antisemitismus schaffe.<< 
(aus: NIT-Blitz v. 25.08.00) DO 


George Eric Hawthorne_ erklärt sei- 


nen Ausstieg aus der nationalisti- 
schen Szene 


Der Kanadier George Burdi alias Geor- 
ge Eric Hawthorne, ehemals Chef von 
„Resistance Records“ und Kopf der be- 
kannten Rechtsrock- / Independent- 
Band „Rahowa“ hat seinen Ausstieg 
aus der nationalistischen Szene erklärt. 
Dies meldet das patriotische Musikma- 
gazin „Rock NORD* in seiner Juni/Juli- 
Ausgabe. Grund für Burdis Schritt ist 
angeblich die Abwendung eines Pro- 
zesses. Der ehemalige „Rahowa'- 
Sänger bekräftigte, daß er auch wei- 
terhin zu seinen Idealen stehe, jedoch 
eine andere Haltung zu Recht und Ge- 


setz einnehmen werde. Zukünftig wird 
er seinen Lebensunterhalt mit dem 
Verkauf von Versicherungen bestrei- 
ten. OO 


Pat _Buchanan als Spitzenkandidat 


der Reform Party für die US- 
Präsidentschaftswahlen 2000 nomi- 


niert 


Der rechtskonservative, sehr deutsch- 
freundliche und irischstämmige Ex- 
Republikaner Pat Buchanan ist Anfang 
August von der Reform Party als Prä- 
sidentschaftskandidat nominiert wor- 
den. Seine Ansprache an die Partei- 
tagsdelegierten, die zur Gänze weltweit 
direkt übertragen wurde, war eine der 
programmatisch besten Reden eines 
konservativen Politikers, die man in 
den letzten Jahrzehnten in der Öffent- 
lichkeit hören konnte. Er forderte u. a. 
den Austritt der USA aus dem Interna- 
tionalen Währungsfonds (IWF), der 
Welthandelsorganisation (WTO) und 
die Entfernung des UNO - Haupquar- 
tieres aus den USA. Er sagte ferner, 
die Truppen der USA sollten nicht die 
Grenzen von Kosovo und Kuweit 
schützen, sondern die Grenzen der 
USA gegen Mexico, um die Massen- 
einwanderung von Illegalen zu unter- 
binden. Der von den BRD-Medien oft- 
mals als „Rechtsextremist‘ titulierte 
Überfremdungs- und Abtreibungsgeg- 
ner hat dem Nominierungsparteitag 
ferner versprochen, daß er Amerika 
davor bewahren werde, von den Re- 
publikanern und Demokraten an eine 
gottlose Weltordnung der Globalisierer 
verkauft zu werden. Zum Jubel von un- 
gefähr tausend Anhängern, erklärte 
Buchanan, er werde für jene Amerika- 
ner kämpfen, die von den zwei großen 
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Parteien vernachlässigt würden. Zu 
diesen vergessenen Amerikanern ge- 
höre auch jene Millionen ungeborener 
Kinder, die sterben müssen, noch ehe 
sie zur Welt kommen. „Wir werden 
nicht eher aufhören, für sie zu kämp- 
fen, bis Gott selbst uns nach Hause 
ruft“, so der vom linksliberalen Esta- 
blishment oft angefeindete Politiker zu 
seinen Anhängern. O 


FPÖ-Delegation besucht den Irak 


Am 23.08.00 ist eine Witschafts- und 
Politikerdelegation der niederösterrei- 
chischen Delegation von einem Irak- 
Besuch heimgekehrt. Angeführt wurde 
diese Delegation von FPO-Landesrat 
Stadler und dem Chef der niederöster- 
reichischen FPÖ, Windholz. Als „er- 
schreckend" bezeichnete Windholz die 


Telefon: 
038851263900 
Telefax: 
038851263901 


Der Aktivist Manfred Roeder muß sich 
erneut wegen eines Staatsschutzver- 
gehens vor Gericht verantworten. Das 
Oberlandesgericht Rostock habe eine 
entsprechende Anklage der Staatsan- 
waltschaft gegen den 71-jährigen we- 
gen Volksverhetzung und Verunglimp- 
fung des Staates zugelassen. Das 
teilte das Gericht mit. Die Vorwürfe be- 
ziehen sich auf eine Rede Roeders vor 
dem NPD - Bundesparteitag am 11. 
Januar 1998 in Stavenhagen in Meck- 
lenburg — Vorpommern. Ein Termin für 


humanitäre Situation im Land. Monat- 
lich würden 5.000 bis 6.000 Babys und 
Kleinkinder sterben, weil es z.B. einen 
akuten Mangel an Medikamenten ge- 
be. Geburten mit Kaiserschnitt würden 
ohne Narkose durchgeführt. Auch des- 
halb habe die Delegation der Freiheitli- 
chen eine schriftliche Erklärung abge- 
geben, in der sie sich -vor allem aus 
humanitären und wirtschaftlichen 
Gründen - für eine rasche Beendigung 
der Sanktionen gegen den Irak aus- 
spreche. Gespräche habe es u.a. mit 
Vizeregierungschef Tarek Aziz und ei- 
nigen Ministern gegeben, so der FPO- 
Landesobmann. Nach dem Besuch 
Jörg Haiders in Lybien scheint sich in 
der FPÖ eine (von den USA und ande- 
ren One-World-Strategen) unabhängi- 
ge Linie in der Außenpolitik durchzu- 
setzen. U 


Postfach 0405 


19244 Zarrentin 
ers alle 14 Tage 
kostenlose Liste 


Öfter was neues: Roeder vor Gericht 


die Verhandlung vor dem Landgericht 
Rostock wurde noch nicht festgelegt. 
Vermutlich wird sie nicht vor dem 
nächsten Jahr und damit über drei Jah- 
re (!) nach der Rede stattfinden. Roe- 
der hatte in Stavenhagen unter andren 
zu einem “Umsturz auf der Straße“ 
aufgerufen und führende Politiker der 
Bundesrepublik wie den damaligen 
Bundeskanzler Helmut Kohl und Ver- 
teidigungsminister Volker Rühe (beide 
CDU) als “Todfeinde des Volkes“ be- 
zeichnet. Nach Meldungen der Pres- 
seagenturen werde Roeder deshalb 
eine Verunglimpfung des Staates vor- 
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geworfen (Anmerkung NIT: Eigentlich 
liegt hier eine Verfolgung nach $ 90 b 
StGB näher, Verfassungsfeindliche 
Verunglimpfungen von Verfassungsor- 
ganen). Bemerkenswert auch die juri- 
stische Auslegung, wonach Roeder 
durch die Bezeichnung des ehemali- 
gen Präsidenten des Zentralrats der 
Juden in Deutschland, Ignatz Bubis, 
als “Großmaul“ und “Gauleiter‘ eine 
Volksverhetzung begangen haben soll. 
Hier kann eigentlich nur von Beleidi- 
gung gesprochen werden, was auch 
vom Landgericht Rostock so bewertet 
wurde. Allerdings wird dieses Delikt nur 
auf Strafantrag des Opfers hin verfolgt. 
Und Bubis ist inzwischen verstorben. 
Es liegt also der Verdacht nahe, daß 
dies der entscheidende Grund war, 
warum das Oberlandesgericht nun 
plötzlich Volksverhetzung unterstellt — 
hierfür bedarf es keinen Antrag und der 
Strafrahmen ist erheblich höher. Einen 
Kommentar dazu verkneift sich das 
NIT, sonst müßten wir wohl Roeder auf 
der Anklagebank Gesellschaft leisten. 
(QuelleNT) QO 


Demonstration gegen die Lügen der 
Presse am 19. August 2000 in Ham- 
burg 


Am Sonntag, den 19. August 2000 
fand in Hamburg eine stationäre De- 
monstration unter dem Motto “Gegen 
Lügen und Hetze der Bild — Zeitung!“ 
statt. Ursprünglich war ein Demonstra- 
tionsmarsch mit Kundgebung in Ham- 
burg geplant. Diese jedoch wurde ver- 
boten, so daß der Christian Worch als 
Anmelder dieser Demonstration den 
Rechtsweg bestreiten mußte. 

Erst vor dem Bundesverfassungsge- 
richt in Karlsruhe konnte ein Teilerfolg 


verbucht werden. Unter strengen Auf- 
lagen wurde der Marsch durch Ham- 
burgs Innenstadt untersagt, aber die 
Kundgebung jedoch erlaubt. Zu den 
Auflagen gehörte unter anderen das 
Verbot Trommeln und Fahnen — außer 
der Bundesflagge — mitzuführen sowie 
keine Aussagen zum Todestag von 
Rudolf Heß zu machen. 

Rund 150 Teilnehmer fanden sich am 
Axel — Springer — Platz zur Kundge- 
bung ein wo Thomas Wulff, Christian 
Worch beides “freie Nationalisten“ und 
Dieter Kern Bündnis RECHTS zu den 
Teilnehmern sprach. In den Reden 
wurde sehr ausführlich über die Lügen 
der Presse, die politische Verfolgung 
und auf das Versagen der etablierten 
Politiker eingegangen. 

Dabei kam es anfangs zu kleineren 
Störungen durch die anwesenden 
Presseleute, die immer wieder ver- 
suchten die Absperrung zu durchbre- 
chen. Offenbar fühlten sie sich durch 
das Demonstrationsthema besonders 
angesprochen. Da sich die Polizeiein- 
satzkräfte nicht berufen sahen, die 
Presse hinter der Absperrung zu hal- 
ten, kam es zu kleineren Auseinander- 
setzungen mit den Ordnern. 

Christian Worch kündigte gegen die 
Presse weitere Demonstrationen in 
Hamburg an. 

Zu Zwischenfällen mit Gegendemon- 
stranten kam es nicht, da diese von 
den Einsatzkräften konsequent zu- 
rückgehalten wurde. So mußten sich 
die linken Krawallmacher mit der Poli- 
zei auseinandersetzen. 

So konnte bei dieser Kundgebung wie- 
der einmal deutlich herausgestellt wer- 
den, daß von RECHTS keine Gewalt 
ausgeht. U 
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Interview mit der KAMERADSCHAFT LICHTENFELS 


geführt von Dennis Entenmann 


Hallo...., ich freue mich, mit Dir ein 
Interview durchführen zu können. 
Seit wann gibt es Eure Kamerad- 
schaft? 

Die Kameradschaft Lichtenfels wurde 
im August 1997 gegründet. 

Wie können Kameraden mit Euch in 
Kontakt treten? Habt ihr eine An- 
schrift und kann man bei Euch Pro- 
pagandamaterial bestellen? 

Die Kontaktanschrift ist für alle Kame- 
raden Postfach 1611 in 96206 Lich- 
tenfels. Propagandamaterial wird vor- 
nehmlich für den hiesigen Raum her- 
gestellt. Überregional Verwertbares ist 
derzeit nur in Form von Flugblättern 
vorhanden. 

Wie hat sich Eure Kameradschaft 
seit der Gründung entwickelt? Mit 
wieviel Kameraden kam es zur 
Gründung und wieviel sei Ihr inzwi- 
schen? 

Die Kameradschaft wurde mit knapp 
zehn Personen gegründet. Heute um- 
faßt sie einen festen Stamm von ca. 15 
Personen, sowie ein Umfeld von ca. 50 
Personen. 

Sind in Eurer Kameradschaft auch 
Frauen vertreten? Wenn ja, inwie- 
fern beteiligen sie sich am Kampf? 
Gibt es eine Aufgabenverteilung in- 
nerhalb der Kameradschaft? 

Im Umfeld sind einige Frauen vorhan- 
den. Sie nehmen öfters an Konzerten, 
manchmal auch an Kameradschaft- 
streffen teil. Es wird versucht, gerade 
sie fester mit einzubinden. Aufgaben- 
verteilung gibt es, diese muß aber noch 
ausgebaut werden. Zwei Kameraden 


sind im Internet tätig, eine Person 
macht den presserechtlich Verantwort- 
lichen, mehrere Personen sind als Le- 
serbriefschreiber und/oder Flugblat- 
tentwerfer tätig. Darüber hinaus gibt es 
noch einige Leute, die unsere Produkte 
auch verläßlich unter das Volk bringen. 
Habt ihr regelmäßige Treffen? Was 
macht Ihr mit Eurer Kameradschaft 
alles? 

Es gibt regelmäßig wöchentlich ein 
Kameradschaftstreffen. Hier werden 
Teilnahmen an politischen Aktionen, 
Konzerten und ähnlichem erörtert. 
Auch wird von einer Person versucht, 
juristische Schwierigkeiten von den 
Kameraden abzuwenden, was mehr- 
fach geklappt hat, manchmal aber 
auch schon gescheitert ist. 

Wie sieht Eure politische Arbeit 
aus? Habt Ihr eigenes Propaganda- 
material? 

Seit bestehen der Kameradschaft wur- 
den ca. 70000 eigene Flugblätter her- 
gestellt und verbreitet. Darüber hinaus 
unterstützen wir befreundete Gruppen 
(Nationaler Widerstand, NPD, etc.) mit 
der Verbreitung von deren Materialien. 

Gibt es eine Zusammenarbeit mit 
anderen Organisationen? Wenn ja, 
mit welchen? 

Zumindest eine punktuelle Zusammen- 
arbeit gibt es mit NPD, Fränkischer 
Heimatschutz und Kampfbund Deut- 
scher Sozialisten. 

Was wollt mit Ihr mit Eurer Kame- 
radschaft erreichen? Wie sehen Eu- 
re Ziele und Vorhaben aus? 

Die Kameradschaft ist aus der Anti - 
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Antifa hervorgegangen. Ihre vorrangi- 
gen Ziele sind es, Anlauf- und Koordi- 
nationspunkt für möglichst alle Natio- 
nalen, auch der unorganisierten im 
hiesigen Raume zu werden, der Bevöl- 
kerung zu vermitteln, daß die nationale 
Bewegung nicht (nur) aus um sich 
schlagenden Hohlköpfen besteht und 
einem größer werdenden Kreis klarzu- 
machen, daß sie sich gegen die zu- 
nehmenden staatlichen Repressionen 
nur noch gemeinsam sinnvoll zur Wehr 
setzen können. Gerade letzter Punkt 
bedarf aber noch einiger Einsichten bei 
etlichen Kameraden. 

Gab es schon Probleme mit den Sy- 
stemwächtern? Wie habt Ihr diese 
bewältigt? 

Schwierigkeiten mit dem System gibt 
es leider fast regelmäßig, Festnahmen 
und Hausdurchsuchungen sind fast an 
der Tagesordnung. Da wir eine juri- 
stisch relativ bewanderte Person in un- 
seren Reihen haben, versuchen wir, 
damit mit rechtlichen juristischen Mit- 
teln vorzugehen (Dienstaufsichtsbe- 
schwerden, Einsprüche usw.). Auch zu 
einem versierten Rechtsanwalt beste- 
hen gute Kontakte. 
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Hat die Öffentlichkeit schon Kennt- 
nis von Euch genommen? Wurde in 
der Systempresse über Euch berich- 
tet? Sind Maßnahmen von Linkster- 
roristen schon vorgekommen? 

Wir wurden bereits von vielen Zeitge- 
nossen auf unsere Arbeit angespro- 
chen, in regionalen Zeitungen wurde 
mehrfach (natürlich negativ) über uns 
berichtet. Wir haben über unsere Arbeit 
viele Kontakte auch außerhalb unseres 
Einzugsgebietes knüpfen können und 
haben sogar Kontakte zu einem Bun- 
destagsabgeordneten aufnehmen kön- 
nen. Darüber hinaus bemühen wir uns, 
eine für den gesamten oberfränkischen 
Raum flächendeckende Gefangenen- 
betreuung zu organisieren bzw. auf- . 
recht zu erhalten. 

Hast Du meinen Fragen etwas hin- 
zuzufügen? Wenn Du noch was 
Wichtiges loswerden willst, hier hast 
Du die Gelegenheit dazu. 

Es wäre vielleicht sinnvoll, zu überle- 
gen, ob ihr in Unterfranken nicht ein 
ähnliches Projekt starten könntet. In 
diesem Falle wären wir euch gerne zu 
Anregungen und Hilfestellungen bereit! 


Vielen Dank für das Interview. U 


Jetzt vorbestellen! 


Im Herbst dieses Jahres erscheint >Die Aktivistenfibel<. 


Hierbei'handelt es:sich um ein umfassendes Handbuch mit vielen Hinwei- 
sen zur politischen ‘Arbeit für alle Nationalisten. Das Handbuch gliedert 
sich in mehrere Teile und informiert:durch verschiedene Abschnitte über 


organisatorische, Schulungs- und Rechtsfragen. Am Schluß findet der 
Aktivist eine umfangreiche und aktuelle Adressenliste. 


Der Umfang wird sich auf etwa 80 Seiten ‚belaufen und ist gegen eine So- 
lidaritätsspende in Höhe von 8, 00 DM bei 


‚Dietmar Brehl, Postfach 100 427 in 45004 Essen erhältlich. 
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Interview mit der Kameradschaft “OTTO SCHMELZER“ 


geführt von Dennis Entenmann 


Hallo Dominik, ich freue mich, mit 
Dir ein Interview machen zu können. 
Seit wann gibt es Eure Kamerad- 
schaft? 

Unsere Kameradschaft besteht seit 
knapp einem Jahr. Am Anfang wurde 
die Idee eine Kameradschaft zu grün- 
den nicht von allen Kameraden freudig 
aufgenommen, da manche es für eine 
Art Szenen Spaltung hielten. An Grün- 
dungs Mitgliedern mangelte es am 
Anfang nicht, doch als manche merk- 
ten das wir etwas anderes im Sinne 
hatten als Partys feiern und uns sinnlos 
zu betrinken wurde die Zahl der Mit- 
glieder immer kleiner. Aber uns war 
von vorne herein klar das wir lieber mit 
5 Leuten arbeiten die wirklich was er- 
reichen wollen als mit 20 von denen 15 
nur aus Spaß dabei sind. 

Wieso nennt sich Eure Kamerad- 
schaft “Otto Schmelzer“? 

Kam. Otto Schmelzer schien uns der 
zutreffenste Name zu sein. Otto 
Schmelzer war der erste | - Tote an 
der Saar, er wurde bei einer Demon- 
stration der Kommunistischen Partei an 
einem Bahnhof zusammen geschlagen 
und unterlag am 4.4.1933 seinen Ver- 
letzungen. Da wir in der Skinhead Be- 
wegung uns als die ff der Neuzeit se- 
hen erschien uns der Name dieses 
Kameraden am Sinnvollsten. 

Was habt Ihr mit Eurer Kamerad- 
schaft schon alles gemacht? Wie 
arbeitet Ihr und gibt es regelmäßige 
Treffen? 

Alle zwei Wochen Samstags findet un- 
ser Kameradschaftsabend statt. Dort 
werden dann die Aktuellsten Themen 
und die Nächsten Aktionen und Termi- 


ne für Veranstaltungen Besprochen. 
Momentan sind unsere Aktivitäten auf 
Flugblatt, Plakat und Aufkleber Aktio- 
nen beschränkt, denen später auch 
Kundgebungen folgen sollen. Aber 
auch Veranstaltungen wie Schulungen, 
Kranzniederlegungen und Germani- 
sche Feste lassen wir nicht aus. 

Habt Ihr eigenes Propagandamateri- 
al oder benutzt Ihr Material von an- 
deren Organisationen? Arbeitet Ihr 
mit anderen Organisationen / Grup- 
pen zusammen? 

Schulungen und andere Aktivitäten wie 
Besichtigungen etc. werden meistens 
vom Nationalen Widerstand Saar dem 
Freien Kameradschaftsbund Saar oder 
dem Stahlhelmbund durchgeführt, das 
sind die Organisationen mit denen wir 
zusammenarbeiten, wir unterstützen 
sie und sie Unterstützen uns. Von ih- 
nen bekommen wir auch Propaganda- 
material. Flugblätter stellen wir selbst 
her. 

Gab es schon eine Zusammenarbeit 
mit der NPD oder verhält diese sich 
eher abweisend zu Euch? 

Ab und zu verteilen wir auch Material 
der NPD, aber die hält sich bei uns im 
Saarland eigentlich mehr im Hinter- 
grund. Sie ist von Freien Kamerad- 
schaften nicht gerade begeistert. 

Was könnt Ihr über Aktionen / De- 
mos im Saarland berichten? Ist die 
Szene gut intakt? Wie ist die Zu- 
sammenarbeit? 

Bei Demonstrationen arbeiten hier alle 
wirklich sehr gut zusammen, leider be- 
kommen wir nicht viele Demos geneh- 
migt. Mit dem Zusammenhalt sieht es 
bei uns wie überall nicht besonders gut 
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aus. Es gibt immer ein paar Idioten die 
sich untereinander ans Bein Pissen 
obwohl sie es normalerweise besser 
wissen müßten. 

Wie ich erfahren durfte, gab es ja 
schon positive Presseberichte über 
Eure Szene. Zum Beispiel über die 
“Friedensdemonstrationen“. Kannst 
Du dazu etwas näheres sagen? 

Die Friedensdemonstrationen haben 
den Sinn der Bevölkerung zu zeigen, 
daß wir nicht die Hirnlosen Brutalen 
Schläger sind die man sich vorstellt, 
wenn man den Namen „ Skinhead“ 
hört. Die Gesellschaft kennt nur das 
Bild von uns, daß ihnen die Presse und 
die anderen Medien jeden Tag aufs 
Auge drücken; unser wahres Gesicht 
hat noch niemand erkannt und ich 
denke der Gesellschaft gefällt das Vor- 
urteil, welches sie gegen uns hat. 

Wir hoffen, daß wir die Meinung der 
Bevölkerung dadurch etwas ändern 
können. 

Wie sieht die Zusammenarbeit mit 
anderen Organisationen aus? Pflegt 
Ihr untereinander Kontakte und 
macht sogar gemeinsame Aktionen? 
Die Zusammenarbeit mit anderen Or- 
ganisationen ist leider auf die oben ge- 
nannten Aktivitäten beschränkt, aber 
auch Kontakte zu anderen Organisa- 
tionen in anderen Bundesländern wer- 
den gepflegt und mit diesen werden 
demnächst auch mit Sicherheit einige 
Aktionen gestartet. 

Was habt Ihr in nächster Zukunft mit 
Eurer Kameradschaft vor? Welche 
Aktionen habt Ihr für die nächste 
Zeit geplant? 

Demnächst werden weitere Schulun- 
gen in zusammen Arbeit mit den oben 
genannten Organisationen geplant. Die 


Aktuellen Termine stehen immer auf 


unserer Homepage im Internet 
<http://protest.exit.de/kamos> oder 


unter <http://skinheads.buz.ch>. Flug- 
blatt Aktionen starten wir fast jeden 


Monat. 

Um weitere Infos zu erhalten schreibt 
an kamottoschmelzer@hotmail.com 
oder an Kam. Otto Schmelzer, Post- 
fach 1307, 66713 Saarlouis 

Was wollt Ihr mit Eurer Kamerad- 
schaft erreichen? Für was seht Ihr 
Euch berufen? 

Wir haben es uns zur Aufgabe ge- 
macht, eine Gruppe von Aktivisten auf- 
zubauen, die versucht die Bevölkerung 
auf Mißstände in der BRD aufmerk- 
sam zu machen und über Fehler des 
Systems und der etablierten Parteien 
zu informieren. 

Hast Du zu meinen Fragen noch et- 
was hinzuzufügen? 

Alle Kameraden sollten sich vor Augen 
halten das sie sich der Bewegung nicht 
nur zum Spaß angeschlossen haben. 
Partys und Konzerte sind zwar auch in 
Ordnung, aber sie sollten nicht im Vor- 
dergrund stehen. Immer mehr Kame- 
raden verlieren den Willen etwas zu tun 
und Leben nur nach der Parole Spaß. 
Wenn wir unsere Ziele erreicht haben, 
könnt ihr genug feiern also widmet 
euch lieber dem politischen Kampf und 
laßt die “Partys“ mal im Hintergrund. 
Viele Grüße von der Kameradschaft 
“Otto Schmelzer“ an alle anderen Ka- 
meradinnen und Kameraden. 
Besondere Grüße gehen an Peter 
Strumpler, der mir beim Aufbau der 
Kameradschaft und unserer Hompage 
immer mit Rat und Tat zur Seite stand. 


Vielen Dank für das Gespräch. U 
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Wo Recht zu Unrecht wird, 
wird Widerstand zur Pflicht! 


Widerstand kostet Geld! 


Liebe Kameradinnen, Kameraden, Freunde, Sympa- 
thisanten und Mitstreiter, damit wir auch in Zukunft 
kostendeckend den nationalpolitischen Widerstand 
gegen die Systempresse und den Gesinnungsterror 
aufrecht erhalten können, sind wir über jede Spende, 
auch wenn sie noch so klein ist, dankbar. Auch 
Sachspenden wie ausgediente Computer, Drucker, 
Kopierer usw. werden gerne angenommen. 


Spenden können auf nachfolgendes Konto überwie- 
sen werden: 


Empfänger: WG 
Sparkasse zu Lübeck | 
Bankleitzahl: 230 501 01 Kontonummer: 112 — 318 100 


Wer den “Lübschen Aufklärer“ bestellen möchte, 
richtet bitte seine‘ Anfrage an Bündnis Rechts, Post- 
fach 10 81 09 -in ‚23530 Lübeck oder telefonisch unter 
0451 — 62 12 40 oder PR Fax 0451 - 62 12 35. 


Unterstützen Sie den “Lübschen Aufklärer“ mit Ihren 
Beiträgen, Leserbriefen oder Bildmaterial. 
Vielen Dank, ‚die Redaktion! 


“rin POnsihem Ende oe ft uns nachdem Brnuchder 
Alten, femes Segmns felbft unsfrrun: ‚Oder unker Stab Ihnen! 


a een % 


